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Vorwort. 


Die vorliegende Schrift iſt eine Zurückweiſung 
der im Auftrag des „Verbandes der deutſchen 
Juden“ verfaßten Entgegnung des Herrn Juſtiz⸗ 
rats Makower⸗Berlin auf den Teil meines Buches 
„Die religiöſen Strömungen in der zeitgenöſſi⸗ 
ſchen Judenheit“, der die den jüdiſchen Intereſſen 
ſchädliche Tätigkeit des „Verbandes der deutſchen 
Juden“ bei der Schaffung des preußiſchen Volks⸗ 
ſchulunterhaltungs⸗Geſetzes beſpricht. Wiewohl 
ſchon durch eine aufmerkſame ag an der 
Hand meines Buches die Hinfälligkeit der Ma⸗ 
kowerſchen Argumente dem Leſer offenbar wird, 
habe ich dennoch eine beſondere kurze Darſtel⸗ 
lung für angezeigt erachtet, weil darin Herrn 
Makower Schritt für Schritt gefolgt und die 
Nichtigkeit aller ſeiner Ausführungen in ſchla⸗ 
gendſter Weiſe dargetan werden kann. Damit 
dürfte einer etwaigen zukünftigen falſchen Ge⸗ 
ſchichtsdarſtellung der Boden entzogen ſein. 


Es handelte ſich aber nicht bloß um ein ge⸗ 
ſchichtliches Intereſſe und die aus der Geſchichts⸗ 
darſtellung ſich ergebende Charakteriſtik des 
„Verbandes der deutſchen Juden“ auf der einen 
und der geſetzestreuen jüdiſchen Vereinigungen 
auf der anderen Seite, vielmehr galt es, die 
Grundlagen einer wirklich jüdiſchen Schulpolitik 
mit aller Klarheit aufzuzeigen und der Oeffent⸗ 
lichkeit für zukünftige Kämpfe eine Einſicht in 
die unvergleichliche Bedeutung der Güter, die 
auf dem Spiele ſtehen, zu ſchaffen. Daß das 


Streben des „Verbandes d. d. J.“, die jüdiſchen 
Volksſchulen durch die Einrichtung jüdiſchen Re⸗ 
ligionsunterrichts an chriſtlichen Volksſchulen zu 
erjegen, nachdem es bei der Schaffung des Volks⸗ 
ſchulunterhaltungs⸗Geſetzes vereitelt worden war, 
nicht ſpurlos von der Bildfläche verſchwinden 
werde, darüber haben wir uns nie einer Täuſchung 
hingegeben. Die letzten Monate haben nun in 
der Tat eine Erneuerung des alten Kampfes 
gebracht. Nur daß jetzt an die Stelle des „Ver⸗ 
bandes d. d. J.“ der Deutſch⸗Israelitiſche Ge⸗ 
meindebund getreten iſt, was aber nur einen 
Namensunterſchied bedeutet, und auf der andern 
Seite nunmehr auch der Verband der jüdiſchen 
Lehrervereine ſich genötigt ſah, den Kampf, den 
wir ſ. Zt. gegen den „Verband d. d. N. aus⸗ 
gefochten haben, mit dem Gemeindebund aufzu⸗ 
nehmen. Dieſe Geſtaltung der Verhältniſſe ver⸗ 
leiht der vorliegenden Schrift den Charakter 
beſonderer Aktualität. 


25 Marcheſchwan 5674. 
Fulda, im November 1913. 


In dem vom „Verband der Deutſchen Juden“ 
herausgegebenen „Korreſpondenzblatt“ Nr. 12 
des Jahres 1912 veröffentlicht Herr Juſtizrat 
Felix Makower unter dem Titel: „Die Separa⸗ 
tiſten und der Verband der Deutſchen Juden“ 
eine Abhandlung, die die in meinem Buch: „Die 
religtöſen Strömungen in der zeitgenöſſiſchen 
Judenheit“ enthaltene, an der Tätigkeit des 
„Verbandes d. D. J.“ bei Schaffung des Volks⸗ 
ſchulunterhaltungsgeſetzes geübte Kritik zu ent⸗ 
kräften verſucht. 

Da im Hamburger „Israelitiſchen Familien⸗ 
blatt“ Nr. 47 und 49 des Jahres 1912 ein 
weſentlicher Teil dieſer Abhandlung des Herrn 
Makower wiedergegeben und kommentiert worden 
iſt, ſo halte ich es für angezeigt, an dieſer Stelle 
auch die Ausführungen jenes Blattes einer Be⸗ 
trachtung 05 unterziehen.“) 

Herr Makower ſelbſt hat, entgegen dem 
literariſchen Brauch, den Titel meines Buches 


*) Ich hatte die Redaktion des Hamburger „Israel. 
Familienblattes“ um Aufnahme dieſer Arbeit als 
Widerlegung der in demſelben veröffentlichten Kritik 
meines Buches erſucht. Sie hat dies Erſuchen jedoch 
abgelehnt, zunächſt mit der Begründung, jene Kritik 
liege jetzt „ein rundes Jahr zurück.“ Ferner ſchreibt 
die Redaktion: „Nur ſehr vereinzelte unſrer Leſer werden 
jene Veröffentlichung noch im Gedächtnis haben und 
nur ſehr vereinzelte werden auch die geſetzgeberiſch⸗ 
ſchwierige, dialektiſch fein zu deſpitzte Materie wohl ver⸗ 
ſtehen.“ Für dieſe vereinzelten Intereſſenten ſei es 
ihr unmöglich, einen Raun von 8 Druckſeiten zur 
Verfügung zu ſtellen. „Für kürzere, gemeinverſtänd⸗ 
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nicht angegeben. Es wäre allerdings erwünſcht 
geweſen, er hätte es getan, weil dann die Leſer 
ſeiner Abhandlung eher imſtande geweſen wären, 
in den Beſitz meines Buches zu gelangen und 
ſich durch deſſen Lektüre zu überzeugen, ob ſeine 
Angriffe berechtigt ſind. In der Tat wird ſich 
zeigen, daß auch nicht ein einziger Punkt in den 
Argumentationen des Herrn Makower vor der 
ſachlichen Prüfung beſtehen kann, daß in Wahrheit 
auch nicht ein einziger Satz der betreffenden 
Teile meines Buches durch Herrn Makower in 
ſeiner Richtigkeit erſchüttert iſt, und daß es bei 
den Urteilen ſein Bewenden hat, die ich in 
meinem Buche ausgeſprochen habe: „Der Ver⸗ 
band hat (bei der Schaffung des preußiſchen 
Volksſchulunterhaltungsgeſetzes) keinen zur Ab⸗ 


lichere Darlegungen werden wir Ihnen gern unſere 
Spalten, ſoweit es irgendwie mit den Aufgaben unſeres 
Blattes vereinbar iſt, öffnen.“ Hiergegen bemerke ich, 
daß jene im „Israelit. Familienblatt“ erſchienene 
Kritik meines Buches nicht „ein rundes Jahr,“ ſondern 
nur 3—3½ Monate zurückliegt; ſie iſt in den Nummern 
47 und 49 v. Is. enthalten, die am 22. November bezw. 
5. Dezember v. Is. erſchienen ſind, meine Arbeit hatte 
die Redaktion etwa am 10. März d. Is. in Händen. 
Somit konnten diejenigen Leſer, die Verſtändnis und 
Intereſſe für die Materie beſitzen — und nur um dieſe 
handelt es ſich — ſie wohl noch im Gedächtnis haben, 
das übrigens durch meine Arbeit, ſoweit es nachge⸗ 
laſſen haben ſollte, wieder wachgerufen werden wird. 
Daß dieſe Materie nicht wohl gemeinverſtändlicher 
dargeftellt werden kann, liegt eben in dem „geſetz⸗ 
geberiſch⸗ſchwierigen, dialektiſch fein zugeſpitzten“ Cha⸗ 
rakter derſelben, wie ſich dies nicht weniger in der Ma⸗ 
kowerſchen Schrift bezw. den Veröffentlichungen des 
„Israel. Familienblattes“ als in meiner Arbeit zeigt. 
Behält die mir gemachte Anerbietung ſchon hierdurch 
kaum einen Wert, ſo hat ſich die Redaktion durch die 
Klauſel: „ſoweit es irgendwie mit den Aufgaben un⸗ 
ſeres Blattes vereinbar iſt,“ einen möglichſt großen 
Spielraum zur Abweiſung jeder Arbeit geſchaffen, die 
den Standpunkt des geſetzestreuen Judentums wahr⸗ 
nimmt. 
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wendung der Gefahr geeigneten Weg gejucht”. 
(Die relig. Str. S. 5) „Seine Anträge waren 
wertlos“. (ibid.) „War doch die jüdiſche Schule 
weit mehr als durch den Geſetzentwurf durch 
den Verband der Deutſchen Juden in ihrer Fort⸗ 
erhaltung bedroht.“ (ibid. S. 28) Ich bemerke, 
daß ich, um dieſes zu erweiſen, nur das Aller⸗ 
unentbehrlichſte hier anführen kann, und daß, 
wer eine erſchöpfende Erörterung des Gegen⸗ 
ſtandes wünſcht, ſich an mein Buch halten muß. 


Die Redaktion des „Israel. Familienbl.“ nimmt 
in Nr. 17 ihrer Zeitung zu dieſen meinen Bemer⸗ 
kungen, die im „Israelit“ veröffentlicht waren, 
Stellung. Sie weiß gegen das, was ich zur 
Widerlegung ihrer Gründe für die Ablehnung der 
Aufnahme meiner Arbeit Tatſächliches bemerkt habe, 
nichts vorzubringen. Daß ſie aus 3—3½ Monaten 
ein „rundes Jahr“ gemacht hat, ebenſo daß ſie nicht 
berechtigt war, die in der behandelten Materie an 
ſich liegende Schwierigkeit des Verſtändniſſes gegen 
die Aufnahme meiner Arbeit geltend zu machen, nach⸗ 
dem ſie kein Bedenken getragen hatte, den dieſelbe 
Materie behandelnden und deshalb dieſelbe Schwie⸗ 
rigkeit darbietenden Ausführungen des Herrn Ma⸗ 
kower ähre Spalten zu öffnen, dieſe beiden Punkte 
zu enträtſeln, macht ſie keinen Verſuch. Sie be⸗ 
andgt ſich damit, meinen aus der Nichtigkeit ihrer 

ründe gezogenen Schluß als eine unbewieſene Ver⸗ 
bächtigung hinzuſtellen. Was bleibt denn aber nach 
der Aufdeckung der Nichtigkeit der vom „Israel. 
Familienbl.“ vorgebrachten Gründe für die Ableh⸗ 
nung meiner Arbeit anderes übrig als die Annahme, 
daß das Blatt ſich von ſeiner bekannten Freundſchaft 
ür den Verband d. D. J. und ſeiner Abneigung gegen 
as prinzipientreue orthodoxe Judentum habe leiten 
laſſen? Sehr befremdet ob der Zurückweiſung meiner 
Arbeit war ich nicht. Bei der erwähnten Tendenz 
des Blattes lag es nahe, vorauszuſehen, daß es 
meiner Arbeit die Aufnahme verſagen würde. Der 
dennoch von mir gemachte Verſuch rechnete damit, daß 
ſich die Redaktion vielleicht ſcheuen werde, ſich einer 
erechten Forderung aus Parteiintereſſe zu entziehen. 

er Erfolg meines Verſuches zeigt 0 daß dieſes 
Parteiintereſſe zu ſtark iſt, um eine andere Rückſicht 
aufkommen zu laſſen. 


. 


Herr Makower gibt bei ſeinem Verſuch einer 
Entkräftung meiner Feſtſtellungen deren beide 
erſten in folgender Weiſe wieder. 


1. Der als Folge des Regierungsentwurfs 
drohenden Auflöſung vorhandener jüdiſcher Volks⸗ 
ſchulen ſeien die Anträge des Verbandes nicht in 
genügender Weiſe entgegen getreten; 

2. auch bezüglich der Beſtimmungen über Neu⸗ 
errichtung jüdiſcher Schulen habe der Verband 
nicht in genügender Weiſe die Intereſſen der 
Juden gewahrt. 

Zu 1: Das, was der Verband zur Erhaltung 
der jüdiſchen Volksſchulen getan hat, beſteht wei. 
jeiner eigenen Angabe lediglich darin, daß er 
dem Miniſter das Recht zur Aufhebung einer 
Volksſchule durch die Forderung einer Beſtim⸗ 
mung einſchränken wollte, wonach der Ausübung 
dieſes Rechtes ein Antrag des Kommunalſchul⸗ 
verbandes vorausgehen müſſe. Daß dieſer An⸗ 
trag für die Erhaltung der jüdiſchen Volksſchulen 
wertlos war, geht daraus hervor, daß die Gefahr 
ja vornehmlich von ſeiten der Schulverbände 
drohte. Denn der Verband ſelbſt hebt ſogleich 
in der Einleitung ſeiner Denkſchrift vom 7. Januar 
1906, um die Gefahr zu kennzeichnen, vor allen 
Dingen hervor: „So iſt den Schulverbänden 
überlaſſen, die vorhandenen jüdiſchen Volksſchulen 
zu erhalten, oder ihre Auflöſung zu beantragen.“ 
Danach hatte es doch wahrlich keinen Sinn, der 
Uebertragung der Initiative an den Schulver⸗ 
band einen Wert beizumeſſen. Vor allem aber 
iſt es unerfindlich, wie man die Sache ſo 
hinſtellen kann, als ob jener Antrag des Ver⸗ 
bandes der Deutſchen Juden irgend eine Hoff⸗ 
nung auf Annahme gehabt hätte, da es ſich 
doch bei der Befugnis des Miniſters zur ſelb⸗ 
ſtändigen Aufhebung von Volksſchulen um ein 
Recht handelt, das nicht bloß den jüdiſchen, ſon⸗ 
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dern allen Schulen gegenüber jeine Geltung vor 
der Schaffung des Geſetzes hatte und auch 
nachher behalten hat. Somit iſt klar, daß der 
Antrag des Verbandes der Deutſchen Juden für 
die beſtehenden Volksſchulen keinerlei Schutz bot. 
Ich habe das ſchon in meinem Buche aus⸗ 
geführt; aber Herr Makower beharrt, ohne 
meine Ausführungen widerlegt zu haben, auf ſeiner 
alten Behauptung. Wäre es ernſtlich die Ab⸗ 
ſicht des Verbandes geweſen, die Auflöſung der 
beſtehenden jüdiſchen Volksſchulen zu erſchweren, 
ſo bliebe es auffallend, warum er die Anhörung 
des Vorſtandes der jüdiſchen Gemeinde oder der 
jüdiſchen Schul⸗Sozietät, die er in ſeiner früheren 
Eingabe vom 10. Dezember 1905 gefordert hatte, 
nicht auch in ſeiner größeren, ſeine Hauptein⸗ 
gabe darſtellenden Denkſchrift vom 7. Januar 
1906 beibehalten hat. Obwohl auch dieſe For⸗ 
derung den Schulen keine Sicherheit bot, wie ich 
in meinem Buche S. 5 f. nachgewieſen habe, 
verdiente ſie doch unſtreitig den Vorzug vor der 
Uebertragung der Initiative zur Auflöſung der 
Volksſchule an den Schulverband. 


Zu 2. Die Möglichkeit der Neuerrichtung 
jüdiſcher Schulen war ebenſo wie die Erhaltung 
der beſtehenden durch den Geſetzentwurf gefährdet, 
da auch die Neuerrichtung dem Schulverband über⸗ 
laſſen war. Der Artikel im „Isr. Familienblatt“ 
behauptet, der Verband habe hier um Beibe⸗ 
haltung des bisherigen Rechtszuſtandes erſucht, 
wonach auf Antrag des Vorſtandes der Syna⸗ 

ogengemeinde die Errichtung einer jüdiſchen 
olksſchule angeordnet werden konnte. Wäre 
dem wirklich ſo, ſo würde die Tätigkeit des Ver⸗ 
bandes in dieſem Punkte anzuerkennen ſein. 
Aber jene Behauptung trifft nicht zu, wie ja 
auch von Herrn Makower im K.⸗Bl. (Korreſpon⸗ 
denz⸗Blatt) S. 6 und 18f. zugeſtanden wird. 
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Ebenſo falſch iſt die weitere Behauptung des 
Artikels, der Verband habe noch dabei für die 
neuen Landesteile materielle Vergünſtigungen, 
wie ſie für die altpreußiſchen Provinzen bereits 
beſtanden, zu erlangen verſucht. Davon iſt in 
den Anträgen des Verbandes nichts enthalten, 
und Herr Makower macht auch weder in ſeinem 
Bericht über die Volksſchulgeſetzktampagne, der im 
Jahre 1907 erſchien, noch in ſeinem neuen Auf⸗ 
ſatz Anſpruch auf ein ſolches Verdienſt für den 
von ihm vertretenen Verband. Der Verband 
hat im Gegenſatz zu alledem die Beibehaltung 
des früheren Rechtszuſtandes, wonach auf Antrag 
des jüdiſchen Gemeindevorſtandes auch gegen den 
Willen des Kommunalſchulverbandes eine jüdiſche 
Schule gegründet werden konnte, auf den Fall 
einſchränken wollen, daß in Stadtgemeinden 120, 
in Landgemeinden 60 jüdiſche Schulkinder vor⸗ 
handen ſind. Daß der Verband dieſe Ein⸗ 
ſchränkung gefordert hat, die der frühere Rechts⸗ 
zuſtand nicht kannte, und die den Gemeinden mit 
weniger als der angegebenen Anzahl von Schul⸗ 
kindern die Möglichkeit benahm, gegen den Willen 
des Schulverbandes eine eigene Volksſchule zu 
errichten, wäre rätſelhaft, wenn man nicht wüßte, 
daß dem Verbande d. D. J. in Wahrheit die 
Errichtung jüdiſcher Volksſchulen gar nicht er⸗ 
wünſcht iſt, und daß es ihm bei ſeinem Antrag 
nur darauf ankam, die rein äußerliche, wenn 
auch praktiſch belangloſe Gleichſtellung mit den 
chriſtlichen Minderheiten herbeizuführen. Dieſe 
ſind bekanntlich bei den erwähnten für ſie nor⸗ 
malen Zahlen, die aber für uns Juden in den 
allermeiſten in Betracht kommenden Gemeinden 
nicht erreicht werden, berechtigt, eine eigene Schule 
zu fordern. Herr Makower ſelbſt geſteht zu 
(K.⸗Bl. S. 6), daß dieſe Zahlen nur in den 
größeren Städten erreicht werden. Klingt es da 
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nicht wie ein Hohn, wenn man ſich die Sachlage 
vergegenwärtigt: Für die großen Gemeinden, 
die allein die erwähnten Schülerzahlen aufweiſen, 
in denen aber, wie die Erfahrung lehrt, die aus 
politiſchen Gründen der jüdiſchen Volksſchule ab⸗ 
holden Geſinnungsgenoſſen der Verbandsleiter 
auf Grund ihrer Macht in den Vorſtänden ſchon 
die Errichtung ſolcher Schulen zu verhindern 
wiſſen, — es gibt unſeres Wiſſens in ganz 
Preußen nur 5 größere Gemeinden, die jüdiſche 
Volksſchulen mit 120 und mehr Schülern haben, 
— hat der Verband die Berechtigung, gegen den 
Willen des Schulverbandes eine Volksſchule zu 
gründen, beizubehalten verlangt; für die kleineren 
Gemeinden jedoch, in denen, wie man weiß, 
Sympathie für die jüdiſchen Volksſchulen, wie 
überhaupt ein reger Sinn für poſitiv jüdiſches 
Leben viel häufiger anzutreffen iſt, hat er dieſes 
Recht, das ihnen bereits zuſtand, preisgegeben. 


Herr Makower glaubt dieſes Vorgehen des 
Verbandes damit rechtfertigen zu können, daß er 
ſagt, nach den bisherigen Erfahrungen ſei zu er⸗ 
warten geweſen, daß die Zuſtimmung des Schul⸗ 
verbandes zur Errichtung einer jüdiſchen Volks⸗ 
ſchule für weniger als 60 bezw. 120 Kinder „in 
vielen Fällen beſchaffbar ſein wird, zumal — 
was durch die beantragte Beſtimmung nicht aus⸗ 
geſchloſſen war (Herr Cahn ſcheint dies zu über⸗ 
ſehen) — gegen ein Abkommen mit dem Schul⸗ 
verband über freiwillige Zahlung eines Zu⸗ 
ſchuſſes ſeitens der jüdiſchen Gemeinde.“ Wir 
fragen aber: Wenn es dem Verband ehr⸗ 
lich darum zu tun war, durch ſeinen An⸗ 
trag die Begründung jüdiſcher Schulen wirk⸗ 
lich herbeizuführen, wie konnte er dann, anſtatt 
den bisherigen Rechtsanſpruch feſtzuhalten, die 
Sache auf den ſchwankenden Boden der Beſchaff⸗ 
barkeit der Zuſtimmung der Kommune ſtellen — 
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zumal er doch ſelbſt nur von „vielen Fällen“ 
ſpricht, in denen die Zuſtimmung beſchaffbar ge⸗ 
weſen wäre. 

Ferner kann die Zuverſicht des Verbandes 
in die Beſchaffbarkeit dieſer Zuſtimmung auf 
Grund der bisherigen Erfahrungen, von denen 
wir nicht wiſſen, wo er ſie geſammelt hat, nicht 
ſehr groß geweſen ſein, da es ſonſt nicht zu 
verſtehen wäre, daß er am Anfang ſeiner Denk⸗ 
ſchrift zum Beweis dafür, daß den jüdiſchen 
Staatsangehörigen durch den Geſetzentwurf der 
Verluſt der feſten Rechtsanſprüche drohe, erklärt: 
„Den Schulverbänden iſt überlaſſen, ob ſie ſolche 
Volksſchulen neu errichten wollen.“ Mit Herrn 
Makower müßten wir ſagen, der Verband hätte 
dies nicht zu beklagen brauchen, da ja durch den 
Geſetzentwurf nicht ausgeſchloſſen war (die Ver⸗ 
bandsleitung ſcheint dies überſehen zu haben), 
daß die jüdiſche Gemeinde die Zuſtimmung des 
Schulverbandes zur Errichtung einer Volksſchule 
beſchaffte. Wenn aber der Verband, wie er in 
ſeiner Denkſchrift (a. a. O.) ausſpricht, befürch⸗ 
tete, es könne von ſeiten des Schulverbandes 
„dies freie Ermeſſen etwa künftig im Sinne 
religtöſer Bedrückung ausgeübt werden“, eine 
Befürchtung, die ſich durch die Möglichkeit der 
Zahlung eines Zuſchuſſes nicht beheben ließ — 
wie hat ſich der Verband bei Stellung ſeines 
Antrages, der die Errichtung jüdiſcher Volks⸗ 
ſchulen bei einer geringeren Schülerzahl ebenfalls 
dem freien Ermeſſen der Schulverbände preis⸗ 
gab, über dieſe Befürchtung hinwegſetzen 
können? 

Herr Makower ſucht dieſer ganzen Angelegen⸗ 
heit ihre Bedeutung zu nehmen, indem er ſagt, 
die ganze Beſtimmung ſei zurzeit wenig praktiſch; 
denn in den letzten Jahrzehnten, ſowohl vor wie 
nach dem Schulgeſetz, ſeien neue jüdiſche Schulen 
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nur in ſehr jeltenen Fällen gegründet worden. 
Iſt es denn aber nicht eben eine der wichtigſten 
Aufgaben eines jüdiſchen Verbandes, die in den 
letzten Jahren allerſeits erhobene Forderung, jü⸗ 
diſche Volksſchulen zu gründen, mit ganzer Kraft 
verwirklichen zu helfen, und iſt es nicht ein 
ſchweres Vergehen gegen die Intereſſen der jü⸗ 
diſchen Geſamtheit, wenn ein ſolcher Verband, 
ſtatt ſich dieſer Aufgabe zu widmen, ohne jede 
Veranlaſſung Anträge ſtellt, die die Möglichkeit 
der Verwirklichung jener Forderung, wie nach⸗ 
gewieſen, faſt völlig aus der Welt geſchafft 
hätten? 

Wir machen noch folgende Feſtſtellungen: 

1. Der Verband hat in ſeinen Eingaben an 
das Abgeordnetenhaus, von denen die wichtigſte, 
die Denkſchrift vom 7. Januar 1906, 24 Folio⸗ 
ſeiten umfaßt, nirgends ausgeſprochen, daß die 
jüdiſche Bevölkerung oder auch nur ein großer 
Teil derſelben ein hohes Intereſſe an dem Be⸗ 
ſtande der jüdiſchen Volksſchulen hat. Gegen⸗ 
über dem Geſetzentwurf der Regierung war das 
Wichtigſte, das, was vor allem esch hen mußte, 
wenn man die jüdiſchen Volksſchulen erhalten 
wollte, die klare Hervorhebung der Tatſache, daß 
unſere jüdiſchen Volksſchulen eine unentbehrliche 
Inſtitution, ein überaus wertvolles Gut ſind, 
das weiteſte Kreiſe der preußiſchen Judenheit 
nicht verlieren wollen. Davon iſt in der Denk⸗ 
ſchrift des Verbandes kein Wort enthalten. 
8 aber mußte bei der Legislative der 

indruck entſtehen, als ob uns Juden an unſe⸗ 
ren Volksſchulen gar nichts gelegen ſei, und ſo 
konnte gar leicht die Gefahr, die den jüdiſchen 
Volksſchulen drohte, zur verderblichen Wirklichkeit 
werden. Dieſe gefährliche Lage wurde noch da⸗ 
durch verſchlimmert, daß der Verband ſich bei 
den Behörden darauf berief, Vertreter der jüdi⸗ 
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ſchen Geſamtheit zu ſein und unſere Korpo⸗ 
rationen: die Freie Vereinigung für 
die Intereſſen des orthodoxen 
Judentums und den Bund geſetzes⸗ 
treuer jüdiſcher Lehrer Deutſch⸗ 
lands, die in erſter Linie für die Erhaltung 
der Volksſchulen ſich einſetzten, vor den Augen 
der Staatsbehörde als möglichſt unbedeutend 
hinzuſtellen ſuchte. Gegenüber dem Geſetzent⸗ 
wurf war von einer aufklärenden Tätigkeit bei 
der Regierung und den Abgeordneten alles zu 
erhoffen; von jenem Verfahren eines jüdiſchen 
Verbandes jedoch war für das Schickſal der jü⸗ 
diſchen Volksſchulen alles zu fürchten. Iſt es 
alſo nicht wahr, wenn ich ſagte, daß die jüdiſchen 
Schulen weit mehr als durch den Geſetzentwurf 
durch den Verband d. D. J. bedroht waren? 
(Die rel. Strömungen S. 28). 


2. Der Verband allerdings konnte den 
Wunſch nach der Erhaltung der jüdiſchen Volks⸗ 
ſchulen gar nicht ausſprechen, weil er, wie er 
ſelbſt ſagt, nicht nur die Intereſſen desjenigen 
Teiles der jüdiſchen Bevölkerung wahrzunehmen 
verſuchte, „welcher an konfeſſionell⸗jüdiſchen 
Volksſchulen feſtzuhalten wünſcht“, ſondern auch 
den entgegengeſetzten Standpunkt desjenigen 
Teiles der jüdtichen Bevölkerung berückſichtigen 
wollte, der „konfeſſionell⸗jüdiſche Schulen möglichſt 
zu vermeiden ſucht“. Ich habe bereits in meinem 
Buche ausgeſprochen, daß das nichts anderes be⸗ 
deutet als: Der Verband verſuchte die jüdiſche 
Konfeſſionsſchule zugleich zu bewahren und zu 
bekämpfen. Dies konnte aber bei der Unmög⸗ 
lichkeit ſolchen Beginnens infolge der Geſinnung 
der Leiter des Verbandes nur nach der negati⸗ 
ven Seite ausſchlagen. 


3. Daß ich mit der Verurteilung des Ver⸗ 
bandes, weil er im Gegenſatz zu allen anderen 
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jüdiſchen Korporationen unſere Volksſchulen 
preisgab, nicht allein ſtehe, das beweiſt zunächſt 
eine Aeußerung des Vorſteheramtes der Israeli⸗ 
ten in Kaſſel, einer Behörde, die gewiß nicht 
gegen den Verband voreingenommen iſt und 
durch ihre ee in hervorragender 
Weiſe zur Beurteilung geſetzgeberiſch⸗juriſtiſcher 
Fragen berufen erſcheint. Dieſe Behörde hat in 
einem Rundſchreiben an ihre Gemeinden vom 
30. Januar 1906 deren Vorſteher vor einem 
Anſchluß an die Petition des Verbandes mit dem 
Bemerken gewarnt, der Verband habe es unter⸗ 
laſſen, „den Antrag auf Erhaltung der jüdiſchen 
Schulen, der das wichtigſte Moment der 
ſchwebenden Angelegenheit bildet,“) zu 
ſtellen.“ (Die rel. Ström. S. 15 f.) Ferner haben 
die dem Familienblatt beiliegenden „Blätter für 
Erziehung und Unterricht“, das Organ des jüdi⸗ 
ſchen Lehrerverbandes, deſſen Redakteur ſich in 
einem Aufſatze ausdrücklich als Freund des Ver⸗ 
bandes der Deutſchen Juden bezeichnet, das 
Verhalten des letzteren hinſichtlich der jüdiſchen 
Volksſchulen in ſcharfen Ausdrücken verurteilt. 
Am 10. Oktober 1907 ſchreibt der Redakteur in 
einem Aufſatz: „Zur zweiten Tagung des Ver⸗ 
bandes der Deutſchen Juden“: „Wir haben die 
Leitung des Verbandes der Deutſchen Juden ein⸗ 
mal in der Verteidigung eines unſerer wertvollſten 
Güter ſchwach gefunden und finden ſie noch 
heute ſchwach darin: In der Verteidigung 
der jüdiſchen Bolksfhulen!“ (Von den 
Blättern f. E. u. U. ſelbſt doppelt unterſtrichen.) 
Am 24. Januar 1907 leſen wir in dem⸗ 
ſelben Organ in einem Artikel über die Leit⸗ 
ſätze des Verbandes d. D. J. zur Ausführung 
des preußiſchen Volksſchulunterhaltungsgeſetzes, 
die ebenfalls der Vorliebe für die Auflöſung der 
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jüdiſchen Volksſchulen Ausdruck geben, die Leit⸗ 
ſätze ſeien nur geeignet, „Verwirrung hervorzu⸗ 
rufen und Schaden anzuſtiften, der vielleicht nie 
wieder gut zu machen iſt“; man vermiſſe in den 
Leitſätzen den angeſichts der neuen Geſetzgebung 
wichtigſten Punkt: „Mittel und Wege zur 
Errichtung neuer jüdiſcher Schulen“. 
(Der Satz iſt vom Verfaſſer des Aufſatzes unter⸗ 
ſtrichen.) Es wird niemand behaupten, daß der 
Verband d. D. J. in der Zeit zwiſchen der 
Schaffung des Geſetzes und der etwa ein halbes 
Jahr ſpäter erfolgten Herausgabe der Leitſätze 
ſeine Stellung zur jüdiſchen Volksſchule in un⸗ 
günſtigem Sinne geändert habe. — Das gleich⸗ 
falls durchaus verbandsfreundliche Frankfurter 
Israelitiſche Familienblatt wirft in ſeiner Nr. 2 
vom Jahre 1907 dem Verband geradezu den 
Verrat an der jüdiſchen Volksſchule 
vor. — Alle dieſe Stimmen habe ich bereits in 
meinem Buche angeführt. Herr Makower aber 
unterläßt es, in ſeiner Abhandlung ſie auch nur 
mit einem Wort zu ſtreifen. Warum? Warum 
wendet ſich Herr Makower nur gegen die „Se⸗ 
paratiſten“ und nicht auch gegen die verbands⸗ 
freundlichen Urheber jener Aeußerungen? 


Als dritten Punkt gibt Herr Makower meine 
Feſtſtellungen über die Tätigkeit unſerer Kor⸗ 
porationen in folgender Weiſe wieder: 


3. Erſt die Freie Vereinigung für die In⸗ 
tereſſen des orthodoxen Judentums habe da⸗ 
durch, daß die Beibehaltung des bisherigen 
Rechts vorgeſchrieben wurde, die jüdiſche Volks⸗ 
ſchule gerettet. 


Er erklärt nun, in unſeren Eingaben ſei der 
Antrag geſtellt worden, „daß die jüdiſchen Volks⸗ 
ſchulen an die Schulverbände (d. h. bürgerlichen 
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Gemeinden) übergehen follten unter Beitrags⸗ 
leiſtung ſeitens der jüdiſchen Gemeinde an den 
Schulverband.“ Dieſen Antrag haben unſere 
Korporationen mit nichten geſtellt, vielmehr liegt 
die Sache ſo, daß die Schulverbände nach dem 
Geſetzentwurf auch die jüdiſchen Schulen zu 
übernehmen oder ihre Auflöſung zu beantragen 
hatten. Dieſer vom Geſetzentwurf geſchaffenen 
Sachlage gegenüber hätte ein Antrag von jü⸗ 
diſcher Seite, daß die jüdiſchen Volksſchulen an 
die Schulverbände übergehen ſollten, keinen Sinn 
gehabt. Vielmehr zielten unſere Anträge darauf 
ab, die jüdiſchen Volksſchulen dem Belieben der 
Schulverbände zu entziehen. Unſere Korpo⸗ 
rationen konnten, nachdem einmal durch den Ge⸗ 
ſetzentwurf ein feſter Rahmen dargeboten war, 
nur darauf abzielen, innerhalb dieſes Rahmens 
die Erhaltung der jüdiſchen Volksſchulen auf der 
beſtmöglichen ideellen und materiellen Grundlage 
zu ſichern. 

Herr Makower beſtreitet nun der Tätigkeit, 
die im Gegenſatz zum Verbande die Freie Ver⸗ 
einigung für die Intereſſen des ortho⸗ 
doxen Judentums und der Bund ge⸗ 
ſetzestreuer jüdiſcher Lehrer Deutſch⸗— 
lands bei der Beratung des Geſetzes entfaltet 
Dear, jeden Anteil und jedes Verdienſt an den 

rungenſchaften desſelben. (K.⸗Bl. S. 7f.) 


Hierzu iſt vor allem zu bemerken, daß dieſe 
unſere Korporationen in ihren Eingaben es als 
ihre naturgemäße Aufgabe bezeichnen, für die 
jüdiſche Volksſchule einzutreten. Darauf aber 
kam es in erſter Linie an, wenn bei den Be⸗ 
hörden ein wirkliches, lebhaftes Intereſſe für die 
Sache erzeugt werden ſollte. Die Freie Ver⸗ 
einigung ſagt in ihrer Eingabe vom 8. Januar 
1906: „Für uns iſt die anzuſtrebende Form 
der Volksſchule die konfeſſionelle, weil durch dieſe 


die Jugend weit wirkſamer als durch die Simul⸗ 
tanſchule zu einer aufrichtig religiöſen Lebens⸗ 
anſchauung erzogen wird, die ſich erfahrungs⸗ 
gemäß im privaten wie im öffentlichen Leben 
in ſegensreicher Weiſe bewährt.“ 

Ich habe in meinem Buche nachgewieſen, daß 
die Freie Vereinigung und der Bund g. j. L. 
die einzigen Korporationen geweſen ſind, die, 
wie dies die Eingaben derſelben vom 8. Januar 
1906 erweiſen, 


1. die Verpflichtung der Schulverbände 
zur Erhaltung der beſtehenden und Errichtung 
neuer jüdiſcher Schulen, 

2. eine beſtimmte Rückzahlung der Kom⸗ 
munen für die eine ſolche Schule unterhaltenden 
jüdiſchen Gemeinden gefordert haben. Den noch 
dazwiſchen liegenden 

3. Punkt, nämlich die Uebernahme der Unter⸗ 
haltungskoſten für die jüdiſche Schule von ſeiten 
der Synagogengemeinde, enthielten außer unſerem 
Antrag auch die vom Lehrerverband vertretenen 
Anträge Adler und Graf. 


Die Aufnahme dieſes Punktes war notwendig, 
weil ohne ihn unſer Antrag an ſich keine Aus⸗ 
ſicht auf Annahme, und der Antrag Adler bezw. 
Graf, wenn er angenommen wurde, noch weniger 
Ausſicht auf tatſächliche Ausführung hatte. Daß 
auch die Anträge Adler und Graf, obgleich ſie 
nur die Befugnis, nicht die Verpflichtung des 
Schulverbandes zur Erhaltung der jüdiſchen 
Volksſchulen forderten, dieſen Punkt enthielten, 
beweiſt, daß ſie ernſtlich darauf bedacht waren, 
den Fortbeſtand unſerer Schulen zu ſichern. 
Wenn Herr Makower (K.⸗Bl. S. 7) das Fehlen 
dieſes Punktes in dem bezüglichen Antrag des 
Verbandes d. D. J. mit der Bemerkung abtun 
zu können glaubt, der Antrag des Verbandes 
ſei in „etwas geänderter Faſſung“ gleichen In⸗ 
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haltes mit dem ihm vom Lehrerverband zur Ein- 
arbeitung in ſeine Denkſchrift übergebenen Antrag 
Adler, und wenn er, um dies zu beweiſen, ſo 
nebenbei in Klammern ſagt: „Die Bereiterklärung 
der Gemeinde zur Beitragsleiſtung konnte 
auch ohne Erwähnung im Geſetz freiwillig er⸗ 
folgen,“ ſo iſt doch nicht einzuſehen, was den Ver⸗ 
band d. D. J. veranlaßt haben ſoll, dieſen Punkt, 
der doch zweifelsohne die Hoffnung auf tatſächliche 
Nutzbarmachung des Antrags weſentlich erhöht 
hätte, fortzulaſſen. Und Herr Makower 
kann doch hier wahrlich nicht mit Recht von 
„etwas geänderter Faſſung“ ſprechen. Gewiß 
lag es nicht außer Möglichkeit, daß eine jüdiſche 
Gemeinde auch ohne die ausdrückliche Beſtimmung 
im Geſetze eine die Koſtenfrage regelnde Ver⸗ 
einbarung mit der Kommune traf. Aber warum 
hat denn der Verband dieſen unſicheren Weg — 
nicht jeder Gemeindevorſtand mußte an dieſe 
Möglichkeit denken — dem von Adler einge⸗ 
ſchlagenen, der doch weſentlich ſicherer war, vor⸗ 
gezogen? 


Herr Makower kann die Lage des Verbandes 
nicht dadurch beſſern, daß er uns tadelt, weil 
wir erſt vier Wochen ſpäter als der Verband 
auf den Plan getreten ſeien. Wenn er in Ver⸗ 
bindung damit unſere Arbeit durch die Behaup⸗ 
tung zu entwerten ſucht, wir, die „Separatiſten“, 
hätten eine durch die Tätigkeit des Verbandes 
bereits ſtark erſchütterte Stellung der Regierung 
vorgefunden, ſo haben wir ja ſchon gezeigt, wie 
wenig die Tätigkeit des Verbandes geeignet war, 
die Stellung der Regierung in einer der jüdiſchen 
Volksſchule günſtigen Weiſe zu beeinfluſſen. Und 
was unſer Eintreten anlangt, ſo bemerken wir 
zunächſt, daß es ja nicht darauf ankommen kann, 
ob wir etwas früher oder ſpäter mit unſeren 
Anträgen erſchienen ſind, ſondern nur darauf, 
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welchem Ziel die Anträge gegolten haben, und 
was damit erreicht worden iſt. Unſere Anträge 
fanden prinzipiell die Zuſtimmung der Staats⸗ 
behörde ſowie der maßgebenden Fraktionsführer. 
Am 28. Januar 1906 wurde uns ſeitens des 
Vertreters der Staatsregierung der Vorſchlag 
gemacht, daß es in betreff der jüdiſchen Schulen 
bei dem bisherigen Recht ſein Bewenden haben 
ſolle, doch mit der Maßgabe, daß der nach 8 67 
Nr. 3 des Geſetzes vom 23. Juli 1847 den jü⸗ 
diſchen Volksſchulen in den alten Provinzen zu 
gewährende Kommunalzuſchuß auch für die jü⸗ 
diſchen Schulen der neuen Landesteile Anwendung 
finde. In dieſem Vorſchlage waren die zwei 
Hauptmomente unſerer Anträge enthalten: die 
Beibehaltung des Rechtes der jüdiſchen Gemeinde 
auf Forterhaltung oder Neubegründung einer 
Volksſchule und die Verpflichtung der Kommune 
zur Leiſtung eines Beitrages. Es wurde uns 
denn auch erklärt, daß damit unſere Wünſche 
vollſtändig erfüllt würden. An der Tatſache, 
daß unſere Korporationen allein es waren, 
die dieſe beiden entſcheidenden Forderungen 
aufgeſtellt haben, kann ehrlicherweiſe nicht ge⸗ 
deutelt werden. 

Herr Makower ſtellt (K.⸗Bl. S. 8) die Be⸗ 
hauptung auf, es ſtehe bisher nicht feſt, auf 
weſſen Anregung die Regierung zu dem Vor⸗ 
ſchlag auf Beibehaltung des bisherigen Rechts 
gekommen. „Rührte der Vorſchlag von den 
Separatiſten her, ſo würde vermutlich Herr 
5 nicht unterlaſſen haben, dies zu bemer⸗ 
en.“ 


Ferner ſagt Herr Makower: „Die Mitwir⸗ 
kung der Separatiſten ſcheint im weſentlichen 
ſich darauf beſchränkt zu haben, dieſen Vorſchlag 
anzunehmen, und — wenn wir recht unterrichtet 
ſind — demnächſt auf Anregung der Regierung 
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dieſen Regierungsvorſchlag als eigenen An⸗ 
trag gegenüber den Parteien zu vertreten.“ Herr 
Makower will offenbar den Eindruck erwecken, 
als ob aus den Darlegungen meines Buches 
über die Entſtehung des Regierungsvorſchlages 
nichts zu entnehmen ſei. In Wahrheit habe ich 
dort (S. 20 ff.), wie es auch in den obigen Aus⸗ 
führungen geſchieht, nachgewieſen, daß der Regie⸗ 
rungsvorſchlag einzig aus unſeren Anträgen her⸗ 
vorgegangen ſein kann, daß er auch als eine 
Erfüllung der Forderungen dieſer unſrer An⸗ 
träge, nur in anderer Form, vonſeiten des 
Vertreters der Staatsregierung gemeint war. 
Herr Makower ſagt dazu weiter: „Vom Verband 
rührte er (der Vorſchlag auf Beibehaltung des 
früheren Rechts) gleichfalls nicht her; möglich 
wäre nur, daß er als eine Art Eventualantrag 
aus dem Eingang der Verbandsdenkſchrift vom 
17. Januar entnommen ſein könnte, wo es heißt, 
daß durch den Entwurf die jüdiſchen Staats⸗ 
angehörigen die feſten Nechtsanſprüche, die ihnen 
gegenwärtig auf dieſem Gebiet zuſtehen, verlieren 
würden, wo alſo immerhin der bisherige Rechts⸗ 
zuſtand als ein gegenüber dem Entwurf vorzu⸗ 
ziehender hingeſtellt war.“ Angeſichts des dar⸗ 
gelegten klaren und einfachen Sachverhalts erſcheint 
es überflüſſig, über dieſen gekünſtelten Verſuch 
des Herrn Makower, einen ſolchen Zuſammen⸗ 
hang herzuſtellen, ein Weiteres zu bemerken. 
Das aber wird Herr Makower der Verbands⸗ 
vertretung wohl nicht als ein hohes Verdienſt 
anrechnen wollen, daß ſie, als ſie am 30. und 
31. Januar 1906 (alſo zwei Tage, nachdem die 
Regierung die erwähnte Vereinbarung mit uns 
getroffen hatte) von derſelben über den Vorſchlag 
ehört wurde, dieſem, ſoweit er ſich auf konfeſ⸗ 
ionelle Schulen bezog, „nicht widerſprochen 
habe.“ (K.⸗Bl. S. 8.) 
Ganz unverſtändlich iſt es, wie Herr Ma⸗ 
kower in bezug auf die Erhaltung der jüdiſchen 
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Volksſchulen die Anſicht äußern kann, das jetzige 
Geſetz ſei nur „etwas beſſer“ als der Entwurf, 
es ſei aber zweifellos ſchlechter als der Zuſtand, 
der durch den Verbandsantrag geſchaffen worden 
wäre (der doch für die Volksſchule weiter nichts 
bezweckte, als die Auflöſungsbefugnis des Mi⸗ 
niſters von der Zuſtimmung des Kommunal⸗ 
ſchulverbandes abhängig zu machen). Wir haben 
oben gezeigt, daß durch dieſen Antrag keinerlei 
Beſſerung gegenüber dem Geſetzentwurf ent⸗ 
ſtehen konnte, und doch will Herr Makower be⸗ 
haupten, die Annahme des Verbandsantrages 
hätte ſogar einen beſſeren Zuſtand herbeigeführt, 
als der jetzige, durch das Geſetz gegebene, der 
das Recht der jüdiſchen Gemeinden auf Erhal⸗ 
tung ihrer Schulen, die Selbſtändigkeit dieſer 
Schulen und die bisherigen Berechtigungen der 
Gemeinde in betreff ihrer Mitwirkung bei der 
Beſtellung des Lehrers, (vgl. Freund „Die 
Rechtsſtellung der Juden im Preußiſchen Volks⸗ 
ſchulrecht“ [S. 106 ff.)), ſowie die Pflicht der Kom⸗ 
munen zur Zahlung eines weſentlich nach der 
Steuerleiſtung der jüdiſchen Bürger zu bemeſſen⸗ 
den Zuſchuſſes einſchließt, alles Rechte und Vor⸗ 
teile, deren wir durch Annahme des Verbands⸗ 
antrages verluſtig gegangen wären. Während 
Herr Makower, um die erwähnte Behauptung 
aufſtellen zu können, den Anſchein zu erwecken ſucht, 
als ob die Gefahr weſentlich in der Auflöſungsbefug⸗ 
nis des Miniſters beſtanden habe, und als ob ſie 
durch die Mitheranziehung des Schulverbandes, 
die der Verband forderte, hätte verringert werden 
können, liegt in Wahrheit die Sache nach beiden 
Seiten umgekehrt: Nicht vom Miniſter drohte 
und droht die Gefahr, ſie kam vielmehr lediglich 
von ſeiten des Schulverbandes. Der Miniſter 
hat ſeine nicht nur den jüdiſchen, ſondern allen 
Schulen gegenüber geltende Befugnis, wie vor 
der Schaffung des Geſetzes, ſo auch nachher 


lediglich ſolchen Schulen gegenüber ausgeübt, die 
zu Zwergſchulen mit nur noch ein paar Kindern 
herabgeſunken waren, dagegen ſolche mit etwas 
mehr Kindern weiter beleben laſſen. Daß die 
Regierung im Geſetzentwurf eine ſo un⸗ 
günſtige Stellung zu den jüdiſchen Schulen ein⸗ 
nahm, dürfte darin ſeinen Grund haben, daß ſie 
bei der Vorbereitung des Geſetzes zu der Anſicht 
gekommen war, daß dieſe Schulen keinem Be⸗ 
dürfnis mehr entſprächen. Die von allen Seiten, 
mit Ausnahme des Verbandes d. D. J., in 
weiteſtgehender Weiſe aber von der Freien Ver⸗ 
einigung und dem Bund geſetzestreuer jüdiſcher 
Lehrer betriebene Aufklärungsarbeit hat aber 
damals alsbald ihre Früchte getragen. Der 
Gegenſatz zwiſchen dem dem Inhalt nach von 
uns beantragten jetzigen Rechtszuſtand, der bis 
auf einen hinzu gekommenen Vorteil identiſch iſt 
mit dem früheren, und dem Verbandsantrag läßt 
ſich alſo formulieren: Der jetzige Rechtszuſtand 
läßt, wie der frühere, der jüdiſchen Gemeinde das 
Recht auf ihre Volksſchule, das über das ent⸗ 
ſprechende Recht der anderen Konfeſſionen noch 
weſentlich hinausgeht, da es nicht wie dieſes an 
die Minimalzahlen von 60 bezw. 120 Kindern 
gebunden iſt, und er ſtellt im übrigen die jüdi⸗ 
ſchen Volksſchulen den nichtjüdiſchen völlig gleich, 
ſodaß jene Befugnis des Miniſters, die, wie er⸗ 
wähnt, gegenüber allen, alſo auch den nichtjüdi⸗ 
ſchen Volksſchulen gilt, wie es ſich auch in der 
Praxis herausſtellt, nur da in Geltung tritt, wo 
die Schule zur Zwergſchule wird. (Vergl. Marcks 
Volksſchulunterhaltungsgeſetz zu § 65.) Es iſt 
alſo nicht allein unwahr, daß der jetzige Zuſtand 
zweifellos ſchlechter als der vom Verband bean⸗ 
tragte ſei, die klare Tatſache liegt vielmehr ſo, 
daß der jetzige Rechtszuſtand der denkbar beſte 
iſt, da er den jüdiſchen Schulen, abgeſehen von 
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der Unabhängigkeit von der Minimalzahl, dieſel⸗ 
ben Rechte einräumt, wie den nichtjüdiſchen 
Schulen, wogegen der Verbandsantrag das denk⸗ 
bar Schlechteſte bot, indem er die volle Gefahr 
für die jüdiſchen Volksſchulen, wie ſie der Ent⸗ 
wurf uns androhte, beſtehen ließ. (So hat auch 
Herr Landrabbiner Dr. Gronemann⸗Hannover 
auf dem Verbandstag der jüdiſchen Lehrervereine 
im Deutſchen Reich am 24. Dezember 1907 es 
ausgeſprochen: „Auch der Staat macht in bezug 
auf die Schulen der verſchiedenen Konfeſſionen 
keinen Unterſchied. Die jüdiſche Konfeſſion iſt 
zwar nicht mit denſelben Rechten ausgeſtattet 
wie die chriſtlichen Konfeſſionen. Die jüdiſchen 
Schulen aber, das werden Sie nicht beſtrelten, 
werden als vollſtändig gleichberechtigte mit an⸗ 
deren angeſehen.“) Was ſoll es alſo, wenn 
Herr Makower den Unterſchied zwiſchen dem in 
der Sache (wenn auch in anderer Form) unſere 
Wünſche gewährleiſtenden jetzigen Zuſtand und 
dem Geſetzentwurf mit den Worten, jener ſei 
„etwas beſſer“ als dieſer, auf ein Minimum 
herabzudrücken ſucht? Die Begründung, die 
Herr Makower dieſer, den Tatſachen offenſicht⸗ 
lich zuwiderlaufenden Behauptung gibt, iſt auch 
an ſich völlig unbegreiflich. Dieſe Begründung 
geht nämlich dahin, daß das jetzige Geſetz „dem 
Schulverband keine ausdrückliche Anregung zur 
Stellung eines Auflöſungsantrages gibt.“ Wir 
fragen: Welchem Schulverband? Etwa der jü⸗ 
diſchen Gemeinde? Das hätte keinen Sinn, da 
die jüdiſchen Gemeinden erfahrungsgemäß ihre 
Volksſchulen niemals auflöſen wollen. Auf den 
Kommunalſchulverband aber jene Worte zu be⸗ 
ziehen, iſt erſt recht nicht möglich, da dieſer nach 
dem Geſetz keine amtlichen Beziehungen zu der 
jüdiſchen Volksſchule, alſo auch kein Recht zur 
Stellung eines Auflöſungsantrages hat. Ein 
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ſolches Recht müßte aber doch die unerläßliche 
Vorausſetzung bilden, wenn es möglich ſein 
ſollte, zu ſagen, daß dem Kommunalſchulverband 
keine ausdrückliche Anregung zur Ausübung die⸗ 
ſes Rechtes gegeben werde. 

In Wahrheit liegt die Sache kurz geſagt 
alſo: Der Geſetzentwurf ließ nach allgemeiner 
Auffaſſung nichts anderes erwarten als die Auf⸗ 
löſung der jüdiſchen, auch ſelbſt der eine größere 
Anzahl von Kindern aufweiſenden Volksſchulen. 
Was bietet hingegen das gegenwär⸗ 
tige Recht, das die früheren Rechts— 
anſprüche unter Hinzufügung einer 
wichtigen Verbeſſerung ausdrücklich 
aufrecht erhält? Die Erhaltung und 
Förderung der füdiſchen Volksſchulen. 
Und dieſe Tendenz des Geſetzes hat ſich in den 
bald ſieben Jahren ſeines Beſtandes tatſächlich 
bewährt. Iſt der Unterſchied zwiſchen der Er⸗ 
haltung unſerer Schulen, zu der noch obendrein 
der erwähnte weſentliche Vorteil für die neuen 
Provinzen“) kommt und ihrem beſtimmt drohenden 
Untergang wirklich mit „etwas beſſer“ richtig be⸗ 
zeichnet? Herr Makower ſteht, was dieſer ſeiner 
Beurteilung der Sachlage eine beſonders ver⸗ 
blüffende Wirkung gibt, hierbei im Widerſpruch 
mit ſich ſelbſt. Im Verbandsbericht von 1907, 
den er verfaßt hat, bekennt er (S. 13), daß 
durch die endgültige Faſſung des Geſetzes „die 
Intereſſen der jüdiſchen Schulen 

ewahrt bleiben“. Vom Geſetzentwurf aber 
* die Verbandsdenkſchrift ausdrücklich geſagt 


) Der Betrag des Kommunalzuſchuſſes beläuft 
ſich im Regierungsbezirk Kaſſel, wenn man nur die 
kleinen Gemeinden in Betracht zieht, auf durchſchnitt⸗ 
lich 325 Mk. jährlich; in den größeren Gemeinden iſt 
er weſentlich höher, ſo z. B. in Fulda bisher 3800 Mk; 
in dieſem Jahre über 5000 Mk. Die ſtaatlichen Zu⸗ 
ſchüſſe betragen hier im laufenden Jahr 851 Mk. 
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(ſ. Bericht S. 38), daß als ſeine Folge „die 
Auflöſung faſt aller jetzt auf dem 
Lande oder in kleinen Städten be⸗ 
ſtehender jüdiſcher Volksſchulen“ zu be⸗ 
fürchten ſei. Und dennoch behauptet Herr Ma⸗ 
kower jetzt im Korreſpondenzblatt, das Geſetz ſei 
im Verhältnis zum Entwurf nur „etwas beſſer“ !! 
Wem aber der Fortbeſtand der jüdi⸗ 
ſchen Volksſchulen unter Wahrungaller 
ihrer Intereſſen nicht als viel beſ⸗ 
ſer gilt als der drohende Untergang 
dieſer Schulen, der zeigt doch damit‘, 
daß ihm ihre Erhaltung gleichgül⸗ 
tig iſt. Nur unter dieſer Vorausſetzung 
könnte von einer Löſung des obigen 
Widerſpruchs die Rede ſein. 
Mag alſo Herr Makower das Erreichte noch 
ſo ſehr herabſetzen, die Tatſachen ſprechen laut 
genug, um ſeine Stimme zu übertönen, und fie 
aſſen keinen Zweifel daran aufkommen, daß 
wahr iſt, was ich in meinem Buche ausgeſpro⸗ 
chen habe: 
daß der Verband der Deutſchen 
Juden die jüdiſche Volksſchule, dieſes höchſte 
Gut unſerer Gemeinden, preisgegeben hat; 


daß aber die Freie Vereinigung 
für die Intereſſen des orthodoxen Juden⸗ 
tums und der Bund geſetzestreuer 
jüdiſcher Lehrer Deutſchlands das 
Verdienſt in Anſpruch nehmen dürfen, auf 
dem von ihnen „eingeſchlagenen Weg die 
Forterhaltung der jüdiſchen Volksſchule 
ſicher geſtellt und ihre Lage in den neuen 
Provinzen weſentlich gebeſſert zu haben“. 


Schließlich wendet ſich Herr Makower gegen 
das, was er in ſeinem vierten Punkt alſo zu⸗ 
ſammenfaßt: 
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4. Die vom Verband erſtrebte Gleichſtellung 
des jüdiſchen Religionsunterrichts und der jüdi⸗ 
ſchen Religionslehrer an chriſtlichen Volksſchulen 
mit dem Religionsunterricht und den Religions⸗ 
lehrern chriſtlicher Minderheiten, die urſprünglich 
auch von der Freien Vereinigung beantragt, 
demnächſt aber — wie Cahn jetzt ausdrücklich 
zugeſteht — abſichtlich von der Freien Vereini⸗ 
gung zu Fall gebracht wurde, würde, wenn ſie 
erreicht worden wäre, den Intereſſen des reli⸗ 
bee eee Teils der Juden Schaden ge⸗ 
racht haben. (K.⸗Bl. S. 3.) 


Was die von dem Verband erſtrebte Gleich⸗ 
ſtellung des jüdiſchen Religions unterrichts 
und der jüdiſchen Religionslehrer an chriſtlichen 
Volksſchulen mit dem Religionsunterricht und 
den Religionslehrern der chrittlichen en 
(Verpflichtung der Schulverbände zur Einführung 
jüdiſchen Religionsunterrichts an den chriſtlichen 
Volksſchulen, wenn dieſelben von 12 oder mehr 
jüdiſchen Kindern beſucht werden, und zur Be⸗ 
ſchäftigung des jüdiſchen Religionslehrers auch 
mit anderweitem Unterricht) betrifft, ſo muß vor 
allem hervorgehoben werden, daß die Bezichti⸗ 
gung, die Herr Makower ausſpricht, daß wir 
die dieſe Gleichſtellung bezweckenden Anträge zu 
Fall gebracht hätten, nicht anders bezeichnet 
werden kann, denn als den Tatſachen vollkom⸗ 
men widerſprechend. Dieſe Gleichſtellung wurde 
nicht von unſeren Korporationen zu Fall gebracht, 
ſondern trotz unſeres urſprünglichen warmen 
Eintretens für die gleichen von uns erhobenen 
Forderungen bei perſönlicher Vorſtellung am 
11. Januar 1906, alſo lange vor der Kommiſ⸗ 
ſionsleſung, von dem Miniſter mit aller Ent⸗ 
ſchiedenheit abgelehnt. Ich habe dies in mei⸗ 
nem Buche S. 37ff. genau dargelegt. Die 
Gründe, die von ſeiten des Herrn Miniſters da⸗ 
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für vorgebracht wurden, decken ſich mit den Aus⸗ 
führungen, die der Vertreter der Unterrichtsver⸗ 
waltung in der erſten Kommiſſionsleſung (ſiehe 
Die rel. Str. S. 37) gemacht hat. 


Die Darſtellung, die im „Israel. Familien⸗ 
blatt“ von dieſer Sache gegeben wird, enthält 
eine arge Verwirrung der Tatſachen. Es 
iſt ein Irrtum, daß man in der Kom⸗ 
miſſion des Abgeordnetenhauſes ſich im ganzen 
auf obigen Antrag betr. Gleichberechtigung ge⸗ 
einigt hätte, und daß derſelbe dann durch uns in 
der 3. Leſung zu Fall gebracht worden ſei. In 
Wahrheit hatte dieſer Antrag auf Gleichberechti⸗ 
gung, wie erwähnt, von vornherein keinerlei 
Ausſicht auf Annahme; er wurde auch in der 
Tat ſowohl in der Kommiſſion als auch im 
Plenum, ſo oft er neu geſtellt wurde, regelmäßig 
abgelehnt und ſtand infolgedeſſen in der 3. Le⸗ 
ſung gar nicht mehr zur Beratung. Die Dar⸗ 
ſtellung in jenem Blatte beruht auf der Ver⸗ 
wechslung zwiſchen jenem Antrag auf Gleich⸗ 
berechtigung, der die Schulverbände zur Anſtel⸗ 
lung jüdiſcher Religionslehrer verpflichten 
ſollte, und dem Antrag, im Geſetz wenigſtens die 
Befugnis der Schulverbände hierzu auszuſpre⸗ 
chen. Lediglich dieſer Antrag war es, der, 
nachdem er in der Kommiſſion Annahme gefun⸗ 
den, im Plenum abgelehnt wurde. Die Ableh⸗ 
nung erfolgte auf Antrag des unſere Intereſſen 
vertretenden Abgeordneten Marx. Es ſei aber 
hierbei ſofort hervorgehoben, daß jene Ablehnung 
in keiner Weiſe etwas daran 
ändert, daß von ſeiten der Schulverbände 
jüdiſche Lehrer an den chriſtlichen Volksſchulen 
zur Erteilung des Religions-, ſowie auch ander⸗ 
weitigen Unterrichts angeſtellt werden dürfen, 
da dieſe Befugnis bereits früher beſtand, und da 
es im Geſetz (8 40 Abſ. 2) ausgeſprochen wurde, 


ee 
RED 2 ( — 


daß es hinſichtlich der Anſtellung jüdiſcher Reli⸗ 
gionslehrer und ihrer anderweitigen Beſchäfti⸗ 
gung bei den beſtehenden Beſtimmungen bleibt, 
wodurch dieſe nach der Erklärung des Regie⸗ 
rungsvertreters Geſetzeskraft gewonnen haben. 
Der Rechts zuſtand iſt nach der Abweiſung 
des in Rede ſtehenden Verbandsantrags kein 
anderer als er nach ſeiner Annahme geweſen 
wäre. (Siehe hierüber Die rel. Str. S. 96 ff.) 
Dieſe Sachlage wurde ſ. Z. vom Verband 
unter heftigen Angriffen beſtritten. Den 
aktenmäßigen Beweiſen gegenüber, die ich in mei⸗ 
nem Buche erbracht habe, hat Herr Makower im 
Korreſpondenzblatt die frühere Behauptung nicht 
mehr aufrecht erhalten. Damit haben die Gegner 
ſelbſt gezeigt, daß die heftigen Angriffe, die nach 
der Erledigung des Schulgeſetzes in dieſer Be⸗ 
ziehung gegen uns gerichtet worden ſind, unbe⸗ 
gründet waren. Makower glaubt aber dennoch, 
den Vorwurf, daß wir der von ihm vertretenen 
Sache geſchadet hätten, aufrecht halten zu kön⸗ 
nen, indem er ſich an die Stelle meines Buches 
anklammert, an der ich ſage: „Immerhin iſt 
nicht zu verkennen, daß die Annahme des Antrages 
Schiffer der Regierung die Verſagung der Ge⸗ 
nehmigung eines bezüglichen Beſchluſſes des 
Schulverbandes in vielen Fällen weſentlich er⸗ 
ſchwert haben würde.“ Er nimmt aber, was 
man von einer objektiven Darſtellung doch ver⸗ 
langen müßte, keine Notiz davon, daß ich mit 
der Bemerkung fortfahre, die Regierung würde 
in eine derartige Beeinträchtigung der betreffen⸗ 
den ſtets energiſch zur Geltung gebrachten Ma⸗ 
zimen, wenn der Antrag nicht im Plenum ohne⸗ 
dies gefallen wäre, ihrerſeits niemals eingewil⸗ 
ligt haben; ich habe dieſe Bemerkung a. a. O. 
des näheren belegt. 

Warum unſere Korporationen jene Befug⸗ 
nis im Geſetz nicht ausdrücklich erwähnt haben 
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wollten, obwohl die geſetzliche Geltung derſel⸗ 
ben auch ohne dieſe Erwähnung infolge § 40 
Abſatz 2 feſtſtand, ergibt ſich aus folgenden Ge⸗ 
ſichtspunkten, die ich im Abſchnitt IB meines 
Buches eingehend behandelt habe, hier aber nur 
kurz anführen will. 

Wir hatten unſeren Antrag auf Gleichbe⸗ 
rechtigung in betreff des Religionsunterrichts 
uſw. unter der Vorausſetzung geſtellt, daß es 
möglich ſein werde, den Geſetzesbeſtimmungen 
eine Geſtaltung zu geben, die bei Wahl und An⸗ 
ſtellung des Religionslehrers die Gefährdung des 
religiöſen Standpunktes ausſchließe; dement⸗ 
ſprechende Forderungen waren in unſeren An⸗ 
trägen formuliert. 

(Die Behauptung Makowers, baß wir uns 
bei dieſem Antrag auf Anſtellung jüdiſcher 
Religionslehrer an chriſtlichen Volksſchulen 
ohne jeden Anlaß ſofort ſelbſt unterboten 
hätten, indem wir für den Fall, daß die Anwen⸗ 
dung des Mi. 3 nicht tunlich ſei, anderweite 
Vorſchläge machten, beruht auf mißverſtändlicher 
Auffaſſung unſerer Worte. Unſer Vorſchlag ging 
dahin, daß in dem angegebenen Falle die volle 
Beſchäftigung des Lehrers dadurch bewirkt wer⸗ 
den könne, „daß er den Religionsunterricht in 
allen Abteilungen derſelben Schule oder in ver⸗ 
ſchiedenen Schulen desſelben Schulverbandes oder 
in verſchiedeuen Schulverbänden erteilt.“ Es 
ſcheint, daß Herr Makower das Wort „tunlich“ 
falſch aufgefaßt hat, indem er meinte, es ſei 
gleichbedeutend mit genehm. In Wahrheit hat⸗ 
ten unſere Korporationen lediglich den Fall im 
Auge, daß Gelegenheit zu anderweitiger Beſchäfti⸗ 
gung für den anzuſtellenden jüdiſchen Religions⸗ 
lehrer ſich nicht darböte, ſo daß Abſatz 3 des 
§ 21 für einen zu beſtellenden jüdiſchen Reli⸗ 
gionslehrer nicht ausführbar erſchien. Hier⸗ 
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für haben wir unſeren Vorſchlag gemacht, um 
hierdurch dennoch eine volle Beſchäftigung für 
denſelben möglich zu machen. Von einer Unter⸗ 
bietung kann ſomit keine Rede ſein. Uebrigens 
hat der Verband ſelbſt (Denkſchrift III, Be⸗ 
richt S. 39) für den Fall, daß der Schulverband 
einen beſonderen Religionsunterricht nicht einrich⸗ 
tet, ſich damit begnügt, daß für den „von der zu⸗ 
ſtändigen Behörde des betreffenden Glaubens- 
verbandes zu beſorgenden Religionsunterricht 
der vorhandene Schulraum nebſt Heizung 
und Beleuchtung koſtenfrei bereit geſtellt werden 
muß“. Dies iſt aber doch eine Unterbietung ſei⸗ 
nes eigenen Antrages, die vom Standpunkte des 
Verbandes in der Tat gar nicht zu begreifen iſt. 
Denn, während er doch die Abſicht hatte, 
den jüdiſchen Kindern von der Zahl 12 an die 
Beſtellung eines beſonderen Religionslehrers zu 
ſichern, wie das für die chriſtlichen Minderhei⸗ 
ten im Geſetzentwurf als Verpflichtung des 
Schulverbandes in § 21 ausgeſprochen war, 
ſchlägt der Verband ſelbſt, im Anſchluß an ſeine 
urſprüngliche Forderung im Abſatz 1 und 3 des 
§ 21 eine Geſetzesbeſtimmung in Abſatz 4 vor, 
durch die er auf die eben erhobene Forderung 
alsbald wieder Verzicht leiſtet, und gibt ſich mit 
der im Verhältnis zu jener Forderung ſehr un⸗ 
bedeutenden Leiſtung des Kommunalſchulverban⸗ 
des zufrieden.) 


Es wurde uns aber alsbald von den maß⸗ 
gebenden Vertretern der Staatsregierung und den 
Führern der großen Fraktionen des Abgeordne⸗ 
tenhauſes entgegnet, daß die Durchführung der 
beantragten Einrichtung unmöglich geſchehen 
könne ohne Einmiſchung der Staatsbehörde in 
die inneren religiöſen Angelegenheiten des Juden⸗ 
tums, wozu ſich die Staatsbehörde weder für 
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berufen, noch für befähigt erachtete. Wir vermoch⸗ 
ten uns der Einſicht nicht zu verſchließen, daß 
die Regierung recht hatte, wenn ſie erklärte, aus 
dieſem Grunde den Antrag auf Verpflichtung 
der Schulverbände zur Anſtellung jüdiſcher Reli⸗ 
gionslehrer nicht annehmen zu können. Zugleich 
aber ſahen wir uns unſererſeits, da der Schutz 
unſerer heiligſten Güter, der nicht gewährleiſtet 
werden konnte, uns höher ſteht, als alle 
politiſchen Errungenſchaften, genötigt, jene An⸗ 
träge fallen zu laſſen und ſtatt ihrer das 
Erſuchen um Beihilfe zu den Koſten des 
jüdiſchen Religionsunterrichts auszuſprechen, 
aus welchem nachher der im Geſetz ent⸗ 
haltene Anſpruch auf einen Kommunal⸗ 
beitrag und die „Reſolution“ hervorgegangen 
ſind, die die Regierung zur Einführung auch von 
Staatsbeihilfen veranlaßte. Daß die Anregung 
zu einer aus Kommunalmitteln den jüdiſchen Ge⸗ 
meinden zur Beſchaffung des Religionsunterrichts 
zu gewährenden Beihilfe von den Delegierten 
unſerer Korporationen gegeben worden iſt, wie 
ich dies an drei Stellen meines Buches erklärt 
habe, glaubt Herr Makower als unrichtig (von 
ihm unterſtrichen) bezeichnen zu dürfen. 

Der Irrtum liegt auch hier auf ſeiten des 
Herrn Makower. 

Nach der am 11. Januar 1906 ſtattgehabten 
Audienz, in welcher uns die Bewilligung des 
von uns erbetenen ſtaatlichen Zuſchuſſes für den 
jüdiſchen Religionsunterricht zugeſagt wurde, 
machten die beiden geſetzestreuen Korporationen 
in einer Eingabe vom 15. Januar 1906 den 
Vorſchlag, daß zur Beſtellung und hinreichenden 
Beſoldung von jüdiſchen Religionslehrern ent⸗ 
ſprechende Beihilfen aus ſtaatlichen und kommu⸗ 
nalen Mitteln gewährt werden ſollten. 

Am 28. Januar wurde von uns den Ver⸗ 
tretern der Staatsregierung die ſinngemäße 


Uebertragung des $ 67,3 des Geſetzes von 1847 
auf die für den jüdiſchen Religionsunterricht von 
den Schulverbänden zu zahlende Quote vorge⸗ 
ſchlagen. Die Vertreter der Staatsbehörde er⸗ 
klärten ſich hiermit einverſtanden und forderten 
uns auf, die Formel für die Ausführung dieſes 
Vorſchlages zu berechnen. Wir taten dies und 
überreichten dieſe Berechnung, nachdem wir uns 
an den folgenden Tagen der Zuſtimmung mehre⸗ 
rer hervorragender Abgeordneten verſichert hat⸗ 
ten, den Regierungsvertretern. 

Nachdem alſo dieſe Forderung von uns er⸗ 
hoben und die Zuſtimmung der Regierung, ſo⸗ 
wie einer Reihe von maßgebenden Abgeordneten 
gefunden hatte, war es nicht fernliegend, daß 
hierdurch auch der Abgeordnete Schiffer oder die 
Verbandsleitung von dieſem Vorſchlag Kenntnis 
erlangte und ſie dem prinzipiellen Verbandsan⸗ 
trage, der die Zuläſſigkeit der Beſtellung jüdi⸗ 
ſcher Religionslehrer für die die chriſtlichen Volks⸗ 
ſchulen beſuchenden jüdiſchen Kinder auf Grund 
des § 21 zum Gegenſtand hatte, anreihte. Nach 
Herrn Makowers Angabe hat der Verband in 
der Tat erſt am 13. Februar 1906 ſeinerſeits 
jenen Kommunalbeitrag für jüdiſche Religions⸗ 
ſchulen angeregt, während, wie dargelegt, unſere 
Korporationen dieſe Angelegenheit ſchon am 
15. Januar in Fluß gebracht hatten und am 
28. Januar die Formulierung derſelben den Ver⸗ 
tretern der Staatsbehörde von uns überreicht 
worden war. 

In betreff der Kautelen, wie wir ſie für 
unſeren urſprünglichen Antrag gefordert hatten, 
ſei darauf hingewieſen, daß auch der Verbands⸗ 
vertreter, der Abgeordnete Caſſel, in der Kom⸗ 
miſſionsſitzung geſagt hat, die Sorge um die rich⸗ 
tige Religionslehre könne hierbei den Gemeinde⸗ 
vorſtänden und Rabbinern überlaſſen werden. 


(Die rel. Str., S. 37.) Da Hierauf von dem 
Vertreter der Unterrichtsverwaltung erklärt wor⸗ 
den war, in dem Momente, wo der Staat die 
politiſche Gemeinde zwingen wolle, jüdiſchen Reli⸗ 
gionsunterricht zu erteilen, müſſe er ihr auch 
ſagen können, was jüdiſcher Religionsunterricht 
ſei, dazu aber ſei er nicht in der Lage, — ſo hätte 
ſich der Verband, wenn er auf Gewiſſensfreiheit 
etwas hielt, auch ſeinerſeits hierdurch genötigt 
ſehen müſſen, den Antrag fallen zu laſſen. „In⸗ 
dem aber“, ſo ſage ich in meinem Buche, „der Ver⸗ 
band ſeinen Antrag, ungeachtet jener Erklärung 
Caſſels, durch alle Verhandlungen bis einſchließ⸗ 
lich zum Herrenhauſe auch weiter feſthielt, be⸗ 
wies er, daß er die Durchführung ſeines Planes 
auch ohne die Rückſichtnahme auf das religiöſe 
Prinzip der beiden Lebensauffaſſungen erſtrebte.“ 
(S. 39.) „Die Befürchtung“, ſchrieb I weiter, 
daß nach der Einführung der fragliche eſetz⸗ 
lichen Beſtimmung die Wahl des zu beſte enden 
Religionslehrers nicht vorwiegend von ſeiner reli⸗ 
giöſen Qualifikation und Brauchbarkeit für die 
betreffende Stelle, ſondern von ſonſtigen allge⸗ 
meinen pädagogiſchen Erwägungen abhängig ge⸗ 
macht werden würde, wurde noch durch den Um⸗ 
ſtand geſteigert, daß von den Petenten ſelbſtver⸗ 
ſtändlich beantragt wurde, den für den jüdiſchen 
Religionsunterricht zu beſtellenden Lehrern wei⸗ 
tere Unterrichtsgegenſtände an den chriſtlichen 
Volksſchulen zu übertragen.“ (S. 40.) Mit wel⸗ 
un Recht ſtellt alſo Herr Makower (K.⸗Bl. 
S. 11) die Frage, ob es in der Tat glaubhaft 
ſein ſoll, „es könne etwas ſo beſonders Tadelns⸗ 
wertes und den religiöſen Parteigängern des 
Herrn Cahn Abträgliches darin liegen, wenn der 
Verband denſelben Antrag durchzuſetzen 
ſuchte, den jene Parteigänger ſelbſt urſprüng⸗ 
lich geſtellt hatten?“ 


Do. 


Da der ſpringende Punkt, der in der An⸗ 
nahme oder Ablehnung der Kautelen liegt, wie 
dies in meinem Buche S. 36 ff. ausführlich dar⸗ 
geſtellt iſt, ihm wohl bekannt ſein muß, ſo glaube 
ich, von der Erteilung einer Antwort auf dieſe 
Frage des Herrn Makower Abſtand nehmen zu 
ſollen. 


Herr Makower erklärt, es ſei nicht über⸗ 
zeugend, daß wir unſere urſprünglichen Anträge 
deshalb hätten fallen laſſen, weil die Annahme 
unſerer weiteren, die Gefährdung unſeres reli⸗ 
giöſen Standpunktes ausſchließenden Anträge 
nicht zu erreichen war. Er führt hiergegen zu⸗ 
nächſt an, unſere urſprünglichen Anträge auf An⸗ 
wendung des $ 21 ſeien nicht als bedingt 
durch unſere weiteren Anträge von uns bezeich⸗ 
net worden. Es kommt hierbei nicht darauf an, 
ob Herr Makower überzeugt iſt, daß wir 
unſere weiteren Anträge als Bedingung für 
unſere urſprüngliche Stellungnahme auffaßten. 
Die Tatſache, daß wir in derſelben Eingabe, die 
die Uebertragung des § 21 auf jüdiſche Schüler 
chriſtlicher Volksſchulen erbat, es zu $ 40 des 
Entwurfes, unter Hinweis auf die Gefährdung 
unſeres religiöſen Standpunktes, als Notwendig⸗ 
keit erklärten, vor der Beſtellung des Religions- 
lehrers die Vertretung der betreffenden Gemeinde 
zu hören und dies als Antrag formulierten, 
läßt keinen Zweifel, daß wir dieſen Antrag als 
Bedingung für jene Uebertragung ſtellten. Uebri⸗ 
gens lag es in unſerer Hand, uns vor der Ver⸗ 
handlung des Gegenſtandes durch perſönliche 
Rückſprache mit der Regierung und den Parteien 
zu vergewiſſern, ob dieſer letztere Antrag Aus- 
ſicht auf Annahme hatte, um im verneinenden 
Falle jenen Wunſch fallen zu laſſen, wie dies 
auch tatſächlich geſchehen iſt. 

Wenn ferner Herr Makower erklärt, unſere 
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Forderung jei deswegen ausſichtslos geweſen, 
weil auch den chriſtlichen Gemeinden entſprechende 
Rechte vom Staate grundſätzlich nicht eingeräumt 
werden, ſo iſt demgegenüber zu bemerken, daß 
die von uns geſtellten Forderungen, wie erwähnt, 
ſchließlich nichts anderes enthalten, als das, was 
der Verbandsvertreter, Abgeordn. Caſſel (Vergl. 
Die rel. Str. S. 37) bei demſelben Antrage des 
Verbands vorbrachte. Ferner hatten wir alle Ur⸗ 
ſache, einen ſtärkeren Schutz zu begehren, als er 
den chriſtlichen Konfeſſionen gewährt iſt, wie dies 
der Verband auch ſeinerſeits (Denkſchrift S. 20 f.) 
bemerkt. Der Verband macht dies geltend bei dem 
der jüdiſchen Gemeinde zu erhaltenden Ver⸗ 
fügungsrecht über die Errichtung jüdiſcher Volks⸗ 
ſchulen. Viel gewichtiger war für uns die Feſt⸗ 
legung einer Schutzbeſtimmung, wo es ſich um 
eine Einrichtung handelt, die die Grundlage der 
jüdiſchen Lebenslehre auf das ernſteſte gefährdete. 
Sala bot auch die von Herrn Makower (K.⸗Bl. 

S. 12) ins Feld geführte Tatſache, daß in der 
Begründung des Geſetzentwurfs (S. 62) den klei⸗ 
neren evangeliſchen Glaubensgemeinſchaften (Her⸗ 
renhuter, Altlutheraner, Mennoniten uſw.) bei 
der Beſetzung der Schulſtellen eine geeignete 
Rückſichtnahme auf die obwaltenden Verhältniſſe 
durch die Schulaufſichtsbehörde in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt war, keineswegs eine Beruhigung gegen⸗ 
über dem von uns gehegten Bedenken. Denn 
hierbei tritt ſofort die Frage auf, welche Be⸗ 
hörde dieſe ausgleichende Tätigkeit innerhalb des 
jüdiſchen Kreiſes vollziehen ſollte. Die Aufſichts⸗ 
behörde hätte es ablehnen müſſen. (Die rel. Str. 
S. 37 ff). Das hätte dann auf den unglück⸗ 
ſeligen Weg der Schaffung einer jüdiſchen Zen⸗ 
tralſtelle hingewieſen. (ibid. S. 81 ff.) 

Eine ſolche bedeutete aber aus dem Grunde 
die ſchwerſte Gefahr für die Reinerhaltung des 
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überlieferten Judentums, weil zwiſchen dieſem 
mit ſeiner grundlegenden Lehre von der Göttlich⸗ 
keit und Unantaſtbarkeit des Thorahgeſetzes und 
dem dieſe verleugnenden Reform- oder ſogenann⸗ 
ten „liberalen“ Judentum (vergl. „Richtlinien“) 
ein unvergleichlich größerer Unterſchied beſteht 
als zwiſchen irgend welchen Bekenntniſſen des 
Chriſtentums. (Die rel. Str. Teil II.) 

Wenn Herr Makower ſich darüber aufhält, 
daß unſere Korporationen ihren Standpunkt 
„ohne Mitteilung an den Verband“ geändert 
hätten, ſo hat das, ſelbſt wenn man von der 
Ueberhebung, die darin liegt, abſieht, angeſichts 
der Tatſache, daß der Verband auf die religiö⸗ 
ſen Prinzipien gar keine Rückſicht nahm, und 
angeſichts ſeiner Stellungnahme in der Schul⸗ 
frage überhaupt, wahrlich keinen Sinn. 

Es kamen aber zu dem bisher behandelten 
freilich für ſich ſchon völlig entſcheidenden 
Geſichtspunkte noch andere ſchwere Bedenken 
hinzu: 

1. In dem Religionsunterricht an der chriſt⸗ 
lichen Schule wäre alles Hebräiſche, alſo Hebrä⸗ 
iſchleſen, Gebet- und Pentateuch⸗Ueberſetzen ſicher 
(nicht „vermutlich“, wie mich Herr Makower in 
falicher Wiedergabe jagen läßt) ausgeſchloſſen ge⸗ 
weſen, da das Kultusminiſterium trotz der wie⸗ 
derholten Bemühungen der Berliner jüdiſchen Ge⸗ 
meinde dieſe Fächer als zu den fremden Sprachen 
gehörig erklärte und nicht zuließ. Daß außerhalb 
der Volksſchule noch privatim anderweitiger Reli⸗ 
gionsunterricht für die Kinder eingerichtet worden 
wäre, konnte in der Mehrzahl der Fälle nicht er⸗ 
wartet werden. Die Erfahrung lehrt, daß in 
Berlin eine Reihe jüdiſcher Kinder, die chriſtliche 
Volksſchulen beſuchen, ſich mit dem dort erteil- 
ten Religionsunterricht begnügen, alſo ohne He⸗ 
bräiſch zu lernen. (D. rel. Str. S. 45.) 
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2. Der Lehrer wäre, wenn ihm auch ander⸗ 
weitiger Unterricht übertragen worden wäre, in⸗ 
folge Miniſterialerlaſſes vom Jahre 1860 (Zen⸗ 
tralblatt S. 259 ff.), ſobald der Unterricht es 
erforderlich machte, gezwungen geweſen, den Sab⸗ 
bath zu entweihen. 


Dieſe Bedenken glaubt Makower durch Hin⸗ 
weis darauf beſeitigen zu können, daß es jeder 
jüdiſchen Gemeinde unbenommen blieb, die Er⸗ 
teilung jüdiſchen Religionsunterrichts an einer 
chriſtlichen Volksſchule zu verhindern, „wenn dieſer 
in einer Weiſe erteilt worden wäre, der ihren 
religiöſen Anſchauungen in weſentlichen Beziehun⸗ 
gen widerſpricht“. Ich habe dieſen Einwand in 
meinem Buch eingehend behandelt, ohne daß Ma⸗ 
kower auch nur einen Verſuch gemacht hätte, 
meine Widerlegung zu entkräften. Er läßt meine 
Argumente, da er nichts gegen ſie zu ſagen weiß, 
einfach unerwähnt. Ich habe ausgeführt, daß, 
wenn einmal bei der Einführung des Religions⸗ 
unterrichts an einer chriſtlichen Schule der un⸗ 
religiöſe Charakter des dazu angeſtellten Lehrers 
noch nicht bekannt geweſen und erſt, nachdem die 
Kinder ſchon teilgenommen hätten, den Eltern be⸗ 
kannt geworden wäre, häufig dennoch die Eltern in 
der Meinung, ihre Kinder doch an irgend einem 
Religionsunterricht teilnehmen laſſen zu müſſen, 
ſich nicht hätten entſchließen können, dieſelben 
aus dieſem Unterricht zu nehmen; daß ferner, 
abgeſehen von dieſer Notlage, auch die Schule 
ſelbſt auf Betreiben des Religionslehrers alles 
aufgeboten hätte, um die Kinder von dem Ver⸗ 
laſſen des Religionsunterrichts zurückzuhalten. 
(S. 51 ff.) Auch kommt in Betracht, daß in der 
Beſoldung des Lehrers durch die Kommune die 
Gefahr lag, daß ſonſt religiös geſinnte leiſtungs⸗ 
ſchwache Gemeinden ſich vielleicht von einzelnen 
neologen Mitgliedern dazu hätten überreden laſſen, 
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ſich um der großen Erſparnis willen in die Einrich⸗ 
tung eines Religionsunterrichts zu fügen, der 
ihrem Herzen im Grunde zuwider war. Aber 
auch, wenn es praktiſch denkbar wäre, daß für 
religiöſe Gemeinden, wie Makower es darſtellt, 
jene Gefahren niemals einzutreten brauchten, 
hätte doch der Hinblick auf die neologen Ge⸗ 
meinden, die ſolchen Religions unterricht nicht ver⸗ 
ſchmäht haben würden, uns verpflichtet, ſo zu 
handeln, wie wir gehandelt haben. Makower 
freilich iſt darin anderer Anſicht, indem er uns 
vor Augen führt, den anderen Gemeinden, „welche 
trotz jener Bedenken die Erteilung eines jüdiſchen 
Religtonsunterrichts an der chriſtlichen Volks⸗ 
ſchule und die Möglichkeit auch anderweitiger 
Beſchäftigung jüdiſcher Lehrer an dieſen Volks⸗ 
ſchulen vorgezogen hätten, würde auch der letztere 
Weg offen geſtanden haben.“ (K.⸗Bl. S. 12.) 
Damit mutet er uns zu, wir hätten mit ver⸗ 
ſchränkten Armen der Herbeiführung ſolcher Zu⸗ 
ſtände gegenüberſtehen oder gar hilfreiche Hand 
dazu bieten ſollen. Es wird hier nur von neuem 
bewieſen, wie wenig die Kreiſe der Verbands⸗ 
leitung imſtande ſind, ſich in den Ernſt hinein⸗ 
zudenken, mit dem wir die Pflichten des göttlichen 
Geſetzes aufzufaſſen und zu betätigen haben. Dem 
entſpricht es, wenn der Verband gegenüber dem 
obigen Bedenken der zu gewärtigenden Sabbath⸗ 
entweihung die in meinem Buche S. 46 ange⸗ 
führte Aeußerung tat: „Der Verband hat ſich 
ſtreng unpartetiſch jeder Stellungnahme in 
dieſer Frage enthalten. Sache der ortho- 
doxen Kreiſe wird es ſein, wenn ſie eine 
Beobachtung der Sabbathruhe in jü⸗ 
diſch⸗chriſtlichen Volksſchulen erreichen 
wollen, wie es ſich in außerpreußiſchen Län⸗ 
dern als durchführbar erwieſen hat, ihre Wünſche 
mit dem gehörigen Nachdruck an berufener Stelle 
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zu vertreten.“ Es iſt daher auch nicht verwun⸗ 
derlich, wenn den Verbandskreiſen die religiöſe 
Solidaritätspflicht fremd iſt, die uns veranlaſſen 
mußte, jenen Beſtrebungen entgegenzutreten, auch 
wenn ſie nur in neologen Gemeinden die Sabbath⸗ 
entweihung zu fördern geeignet waren. 


Zu den aufgeführten drei Gründen, die unſere 
Haltung beſtimmen mußten, kamen aber noch 
folgende Befürchtungen hinzu: 

1. Es war zu befürchten, daß der jüͤdiſche 
Religionsunterricht an der chriſtlichen Volksſchule 
ſich zu einem obligatoriſchen auswachſen 
würde. Daß der Verband in der Tat trotz der 
gegenteiligen Behauptung ſeines Berichtes von 
1907 und des Korreſpondenz⸗Blattes die Herbei⸗ 
führung des obligatoriſchen Religionsunterrichts 
als erſtrebenswert erachtet hat, das geht einmal 
aus einer Auslaſſung der enge Beziehungen zum 
Verband unterhaltenden „Allg. Ztg. des Juden⸗ 
tums“ vom 23. Februar 1906 hervor, worin der 
„Süddeutſchen Orthodoxie“ vorgeworfen wird, 
fie ſei daran ſchuld, daß im Geſetz der jüdiſche 
Religionsunterricht „nicht wie der chriſtliche 
obligatoriſch“ geworden ſei, denn ſie habe „alle 
Bemühungen des Verbandes der Deutſchen Juden 
durchkreuzt“. Ferner heißt es im Bericht des 
Lehrerverbandes für 1905 —1907 (Nr. 48 der 
Blätter für E. & U. von 1907) „Die geſetzliche 
Regelung und die Einführung des obligatori⸗ 
ſchen jüdiſchen Religionsunterrichts wäre durch 
die vereinten Bemühungen des „Ver⸗ 
bandes der Deutſchen Juden“ und des 
Lehrer⸗Verbandes erreicht worden, — die 
dahin zielenden Anträge waren in der Kom⸗ 
miſſion ſchon angenommen“) — wenn nicht 


*) Dies iſt, ebenſo wie der nachfolgende Konditional- 
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Sonderbeſtrebungen von jüdiſcher Seite das 
Plenum zu anderen Beſchlüſſen veranlaßt und 
dadurch eine Beſſerung der Lage der jüdiſchen 
Religionslehrer und eine Steigerung des Anſehens 
des jüdiſchen Religionsunterrichts verhindert 
hätten.“ (Vgl. Die rel. Str. S. 57f.) 


Wenn die nachträglich vom Verband zur Be⸗ 
ſeitigung eines anderen Bedenkens vorgeſchlagene 
Formulierung, wonach nur bei dem Vorhanden⸗ 
ſein von 12 zur Teilnahme bereiten Kindern 
die Einrichtung getroffen werden ſollte, derſelben 
für den Augenblick den obligatoriſchen Charakter 
benahm, ſo hätte doch dieſe Bedingung, die bald 
erfüllt ſein konnte, bald nicht, — wie ich in meinem 
Buche (S. 54 ff.) dargelegt habe — einen ſchwan⸗ 
kenden Zuſtand geſchaffen, der das Bedürfnis 
einer feſten Regelung nur um ſo lebhafter 
hätte empfinden laſſen, ſodaß ſich der obligatoriſche 
Religionsunterricht ſchließlich als eine notwendige 
Konſequenz der ganzen Einrichtung hervorbilden 
mußte. Daß bei den auch von Herrn Makower 
nicht geleugneten religiöſen Gegenſätzen der obli⸗ 
gatoriſche Religionsunterricht vielfachen Gewiſſens⸗ 
zwang mit ſich bringen mußte, und daß wir 
einen We der zu ſolchem Ziele führt, nicht ein⸗ 
ſchlagen konnten, verſteht ſich von ſelbſt. 

2. Wir hegten ferner das Bedenken, daß aus 
der erſtrebten Einrichtung eine Zwangs⸗ 
organiſation der preußiſchen Judenheit her⸗ 
vorgehen könnte. Das Bedenken war dadurch 
begründet, daß der Regierungsvertreter in der 
erſten Leſung der Kommiſſion erklärt hatte, es 
ſei nicht möglich, die Schulverhältniſſe jüdiſcher 
Kinder in die allgemeine Regelung mit aufzu⸗ 
nehmen, weil kein anerkanntes Organ 
der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft 
vorhanden ſei. Die Schaffung eines ſolchen 
Organs wäre naturgemäß ein weſentlicher Schritt 
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auf dem Weg zur Geſamtorganiſation geweſen. 
Die Bemerkung des Herrn Makower, daß unſere 
urſprünglichen Anträge gerade durch die von uns 
beigefügten Kautelen „eher noch mehr“ nach 
gleicher Richtung hätten wirken müſſen, tft nicht 
zu begreifen, da doch die Anhörung des Rabbiners 
oder des geſetzlichen Vertreters der Synagogen⸗ 
gemeinde nicht den Keim zur Schaffung eines 
ſtaatlichen Organs in ſich trägt. Weder von dem 
Antrag des Verbandes an ſich, noch von unſeren 
urſprünglichen Anträgen konnte man ſagen, daß 
einer derſelben die Gefahr der Schaffung einer 
Geſamtorganiſation herbeigeführt hätte. Dieſer 
Gedanke konnte erſt hervortreten, nachdem die 
Regierung die letzterwähnte Erklärung abgegeben 
hatte. Da nach dieſer Erklärung die Annahme 
des betreffenden Antrags die Schaffung eines 
ſtaatlichen Organs notwendig gemacht hätte, ſo 
war nunmehr die Befürchtung gerechtfertigt, daß 
der Verband, an dieſes Organ anknüpfend, auf 
eine Geſamtorganiſation hinſtreben könnte. In⸗ 
dem wir jedoch, wie ſchon dargelegt, nach der 
Erklärung der Regierung unſeren Antrag fallen 
ließen, kommt derſelbe für die vorliegende Frage 
überhaupt nicht in Betracht. Der Einwand Ma⸗ 
kowers, daß die Fragen des obligatoriſchen Reli⸗ 
tonsunterricht3 und der Zwangsorganiſation ge⸗ 
egentlich des Schulgeſetzentwurfs überhaupt nicht 
zur Entſcheidung ſtanden, bietet keine weitere Veran⸗ 
laſſung zur Erwiderung. Wenn er aber ſagt, nur 
das blinde Mißtrauen, das ich dem Verbande 
entgegenbrächte, mache den Verdacht erklärlich, 
ſo habe ich hinſichtlich des obligatoriſchen Reli⸗ 
gionsunterrichts durch die Anführung der Aeuße⸗ 
rung von zwei anderen, verbandsfreundlichen 
Seiten (ſ. ob. S. 38 f.) dargetan, daß meine An⸗ 
nahme weit davon entfernt war, auf Miß⸗ 
trauen zu beruhen. Inbetreff der Organiſation 
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jedoch ſollte Herr Makower am allerwenigſten 
von blindem Mißtrauen ſprechen. Denn er müßte 
ſich doch vor Augen halten, daß der Verband, 
nachdem er auf der erſten Hauptverſammlung 
am 30. September 1905 durch den Referenten 
Dr. Fuchs hatte erklären laſſen, er erſtrebe kei⸗ 
nerlei ſtaatliche Organiſation, unter Nichtachtung 
dieſes Verſprechens am 6. Mai 1906, alſo ſchon 
nach ſieben Monaten auf Antrag eben des Herrn 
Makower beſchloß, zuſammen mit dem Gemeinde⸗ 
bund den Entwurf einer ſtaatlichen Organiſation 
vorzubereiten. Siehe im übrigen: Die rel. Strö⸗ 
mungen S. 83 ff., zu deren Ausführungen über 
dieſes Thema Herr Makower, wie er es regel⸗ 
mäßig tut, wo ihm die Ausführungen meines 
Buches allzu unbequem ſind, Stellung zu nehmen 
wohlweislich unterlaſſen hat. 


Nicht wir haben, wie wir ſchon hervor⸗ 
gehoben, den Antrag auf Verpflichtung der 
Schulverbände zur Einrichtung jüdiſchen Re⸗ 
ligionsunterrichts zu Fall gebracht. Es be⸗ 
durfte unſeres Eingreifens nicht. Aber wären 
wir, wenn nicht die Regierung und die 
Mehrheitsparteien ſchon ohnedies dem Antrag 
ablehnend gegenübergeſtanden hätten, nicht aus 
den angeführten fünf Gründen durch unſer Ge- 
wiſſen verpflichtet geweſen, alles zu tun, um ihn 
zu Fall zu bringen? 

Herr Makower ſtellt die Sache ſo hin, 
als hätte in den „nachträglich hervorgetretenen 
Bedenken wohl der wahre — aber ſeinerzeit 
dem Verband nicht bekannt gewordene — 
Grund des Witderſtandes der Separatiſten 
gegen die Verbandsanträge gelegen.“ Dem Herrn 
Makower fehlt für dieſe Darſtellung jede Be— 
rechtigung. Ich habe (Die rel. Str. S. 44) erklärt, 
daß der zuerſt dargelegte Geſichtspunkt, d. i. die 
Befürchtung, es könnten in geſetzestreuen Ge⸗ 
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meinden Religionslehrer beſtellt werden, deren 
Auffaſſung mit der des überlieferten Judentums 
im Widerſpruch ſtände, der entſcheidende 
für uns geweſen ſei. Wenn ſich nun Herr 
Makower über dieſe meine Erklärung frei hin⸗ 
wegſetzt, ſo iſt dies nicht gebührlich, aber 
es läßt ſich aus der ſich immer wieder hervor⸗ 
drängenden Tatſache erklären, daß die Führer 
des „liberalen“ Judentums in Wirklichkeit nicht 
imſtande ſind, ſich in den tiefen Ernſt hineinzudenken, 
den dieſer in die Lebensfrage des Judentums 
einſchneidende Geſichtspunkt für uns hat. 


Herr Makower findet es auffällig, daß uns die 
weiteren Bedenken gegen unſere urſprünglichen 
Anträge „fünf Wochen, nachdem man ſich mit der 
Angelegenheit beſchäftigt hatte“, noch nicht klar ge⸗ 
worden ſeien. Er knüpft daran die Frage: 
„Spricht dies ſehr für die Ueberlegtheit des ganzen 
Vorgehens?“ Die in dieſer Frage liegende Schluß⸗ 
ſolgerung verſchwindet, wenn die Vorausſetzung, daß 
„man“ ſich vor der Einreichung unſeres Antrages 
ſchon fünf Wochen mit der Angelegenheit beſchäftigt 
hatte, auf unſere Korporationen nicht zutrifft. Dieſe 
hatten vielmehr erſt etwa acht Tage vor der Ein⸗ 
reichung ihrer Eingabe damit begonnen, ſich mit 
der Angelegenheit zu beſchäftigen. Erſt damals 
waren wir auf die uns durch das Vorgehen des 
Verbandes d. D. J. drohende Gefahr aufmerkſam 
geworden. Wenn uns ein Vorwurf trifft, ſo iſt 
es der, daß wir allzu vertrauensvoll von dem 
Vorgehen des Verbandes d. D. J. vorausſetzten, 
er werde die Intereſſen der jüdiſchen Geſamtheit 
hinreichend wahrnehmen, er werde vor allem für 
die Erhaltung unſerer Volksſchulen mit Ent⸗ 
ſchiedenheit eintreten, werde einen Weg ſuchen, 
der bei Beſtellung jüdiſcher Religionslehrer die 
Gewiſſensfreiheit gewährleiſte. Dem Vorwurf 
ob ſolcher Vertrauensſeligkeit iſt aber der mildernde 


Umſtand nicht abzuſprechen, der in der vom Ver⸗ 

band ſtets mit allem Nachdruck hervorgehobenen 

Verſicherung ſeiner Unparteilichkeit liegt. Erſt 

in den letzten Tagen des Dezembers 1905 wurde 

es uns klar, wie ſehr wir uns in dieſer Voraus⸗ 

ſetzung getäuſcht hatten. Es wurden erſt noch 

durch eine Unterredung mit Pfarrer Hackenberg 

verſchiedene wichtige Punkte erörtert und alsdann 

an die Ausarbeitung unſerer Eingaben heran⸗ 

getreten. Wenn dann nicht alle Folgen über⸗ 

dacht waren, ſo findet dies in der Kürze der Ar⸗ 

beitszeit ſeine Erklärung. N 
Als nun der Verband nach Ablehnung ſeines An 

trages auf Verpflichtung der Schulverbände 

zur Errichtung jüdiſchen Religignszſteze 

einen Paſſus in das Geſetz zu b 

durch den wenigſtens die Bäfzen 

Schulverbände hierzu ausdrücklicher i 

den ſollte,“) traten wir dieſer Beſtrͤbung ent⸗ 

gegen. 
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) Der Verband hat zu den Feſtſetzungen des 
§ 40 des endgültigen Geſetzes, in welchen es (gemäß 
Antrag Marx) in Abſ. 2 heißt, daß es in betreff des 
jüdiſchen Religionsunterrichts bei den beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen bleibt (wonach alſo wie bisher auch für 
weniger als 12 jüdiſche Kinder Religionsunterricht an 
der chriſtlichen Schule eingerichtet werden kann), noch 
als Abſ. 4 hinzufügen wollen: „Liegen die Voraus: 
ſetzungen des $ 21 für jüdiſche Kinder vor (d. h. find 
12 jüdiſche Kinder in der chriſtlichen Schule vorhanden) 
ſo bleibt es den Schulverbänden überlaſſen, für den 
Religionsunterricht zu ſorgen. Machen ſie von dieſer 
Befugnis keinen Gebrauch ...“ 

RE habe in meinem Buche (S. 88f., 103f.) gejagt, 

erband habe hierbei überſehen, daß er damit die 
vorher allgemein geltende Befugnis der Schulver- 
bände auf die Fälle einſchränkte, in denen die Mindeſt⸗ 
zahl von 12 jüdiſchen Kindern vorhanden iſt, die aber 
nach einer Statiſtik der Freien Vereinigung in 400 bis 
500 Schulen nicht erreicht wird. Herr Makower be⸗ 
ſtreitet jenes Verſehen, indem er ſagt: Außer dem 
Abſ. 4, der die Einſchränkung enthielt, ſei doch der 


der 


. 


Abſ. 2 geblieben, der auf die früheren Beſtimmungen 
verwies und der keinen anderen Sinn mehr haben 
konnte, als die Berückſichtigung auch der Fälle, in 
denen die Mindeſtzahl fehlte. Dagegen iſt zu bemerken: 
Wenn in Abſ. 4 durch Bezugnahme auf S 21 die Be⸗ 
dingung der Mindeſtzahl von 12 Kindern feſtgelegt 
wird, dann kann Abſ. 2 — zumal er in dieſer Be- 
ziehung überhaupt nichts Ausdrückliches ſagte — un⸗ 
möglich dieſe Bedingung ſchon vorher wieder aufge⸗ 
hoben haben. Zum mindeſten aber wird Herr Makower 
zugeben müſſen, daß der Verband nicht ſeiner Zeit die 
Ueberlegung angeſtellt hat, die er jetzt anſtellt; denn 
ſonſt hätte der Verband gewiß eine andere Faſſung 
ſeines Antrages gewählt, in der überhaupt nicht die 
Mindeſtzahl 12 als Vorausſetzung der fraglichen Einrich⸗ 
tung angeſprochen war. Damit zerfällt die „Wider⸗ 
legung“ des Herrn Makower in nichts. Herr Makower 
ſucht mit dieſer ſeiner vermeintlichen Widerlegung auch 
gleichzeitig dazutun, daß die in meinem Buche (S. 877.) 
aufgezeigte redaktionelle Unmöglichkeit des Verbands⸗ 
antrags, wie er in der Kommiſſion und in der zweiten 
Plenarleſung lautete, nur eine angebliche ſei. Da 
aber die von ihm beliebte Deutung des Verhältniſſes 
von Abſ. 2 zu Abſ. 4 unannehmbar iſt, ſo wird der 
letzteren Behauptung gleichfalls der Boden entzogen. 
Es hat denn auch weder die Regierung, noch einer der 
Abgeordneten die Notwendigkeit einer redaktionellen 
Aenderung, wie ſie der Abgeordnete Marx forderte, 
beſtritten. — Herr Makower wendet ſich im gleichen 
Zuſammenhang gegen die angeblich von mir aufge⸗ 
ſtellte Behauptung, der Verband habe, indem in ſeinem 
urſprünglichen Antrag nicht auf Abſatz 3 des 8 21 
Bezug genommen war, ein Verſehen begangen. Es 
erübrigt ſich für mich, auf die Entgegnung Makowers 
einzugehen, da ich hier gar nicht von einem Verſehen 
geſprochen, ſondern nur nur aus dem Fehlen jener 
Bezugnahme einen Schluß gezogen habe. (Die rel. 
Str. S. 89.) 


Nebenbei bemerkt iſt die von Herrn Makower 
verſuchte Rechtfertigung des Verbandes, dieſer ſei nicht 
für die von Herrn Schiffer gewählte Faſſung des 
Antrags verantwortlich, weil derſelbe in deſſen eigener 
Faſſung eingebracht worden ſei, nichts weniger als 
überzeugend, da es nicht denkbar iſt, daß die Leitung 
des Verbandes ſich um die Faſſung dieſes ſeine 
Wünſche vertretenden Antrags nicht gekümmert habe. 
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Wir wollten eine empfehlende Hervorhebung 
der Einrichtung im Geſetz vermieden ſehen, weil 
ſelbſtverſtändlich die drei erſten der angeführten 
Bedenken (die Anſtellung religiös ungeeigner 
Lehrer, das Fehlen des hebräiſchen Unterrichts 
und die Sabbathentweihung) auch hier in vollem 
Maße in Betracht kamen. Auch die beiden an⸗ 
deren Bedenken waren bei dieſem ſpäteren An- 
trag des Verbandes keineswegs gegenſtandslos. 
Jedenfalls aber genügte auch hierbei wieder jeder 
der drei erſtgenannten Gründe vollauf zur Recht⸗ 
fertigung unſerer Stellungnahme. Zwar bleibt, 
wie wir dies nochmals hier hervorheben wollen, 
die bezügliche Befugnis der Schulverbände durch 
§ 40 Abſatz 2 — und zmdar iſt ſie jetzt geſetzliche 
Befugnis — beſtehen. Aber wir mußten es als 
unſere Gewiſſenspflicht erachten, zu verhindern, 
daß dieſe nun einmal vorhandene Einrichtung 
mit allen ihren ſchweren Gefahren infolge einer 
ausdrücklichen Anpreiſung im Geſetz häufiger als 
bisher zur Anwendung gelange. 


Wenn Herr Makower und ſeine Geſinnungs⸗ 
genoſſen ſeit dem Inkrafttreten des Schulunter⸗ 
haltungsgeſetzes jede Gelegenheit wahrnehmen, 
unſere Korporationen, trotz der Gefahr der 
prinziellen Verleugnung unſerer Religionsgrund⸗ 
lagen im Unterrichte, trotz der Ausſchaltung des 
Hebräiſchen und trotz der drohenden Sabbathent⸗ 
weihung, die ihr Vorgehen beſtimmt hatten, ob 
des in den obigen Ausführungen dargelegten 
Verhaltens anzugreifen, ſo ſtellen wir dem eine 
Aeußerung über dieſen Gegenſtand gegenüber, 
die ſich in dem Organ des Lehrerverbandes 
(Nr. 4 vom 24. Jan. 1907) in dem Artikel „Der 
Verband d. D. J. und die jüdiſche Volksſchule“ 
findet. Der Artikel befaßt ſich mit den ſchon 
erwähnten verhängnisvollen Leitſätzen des Ver⸗ 
bandes und ſpricht dieſem ſeine Mißbilligung 
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aus darüber, daß er in den Leitſätzen in erſter 
Linie die Errichtung von jüdiſch⸗chriſtlichen Schulen 
und nicht die von rein jüdiſchen empfiehlt. Der 
Verfaſſer fragt die Leiter des Verbandes, ob ſie 
vielleicht beſtreiten wollten, „daß eine rein jü⸗ 
diſche Schule (ſelbſt eine einklaſſige) vom erziehe⸗ 
riſchen Standpunkte aus einer chriſtlich⸗jüdiſchen 
Schule vorzuziehen ſei.“ („Man möge geſtatten,“ 
heißt es weiter, „daß wir das chriſtlich dem jü⸗ 
diſch voranſtellen, das wird der Wirklichkeit 
wohl bedeutend näher kommen.“) „Müſſen denn 
gerade wir Juden in einer Zeit, deren hervor⸗ 
ragendſter Zug ſtrenge Scheidung der Konfeſſio⸗ 
nen iſt, ſelbſt dann noch die Toleranten ſein, 
wenn uns die Toleranz offenſichtlich nur zum 
Schaden gereicht? Nicht jüdiſch⸗chriſtliche 
Schulen, ſondern rein jüdiſche Schulen 
zu errichten, das ſollte die Forderung ſein.“ 
Dann fährt der Verfaſſer fort: „In zweiter 
Reihe befürworten die Leitſätze, daß ſeitens der 
chriſtlichen Schulverbände jüdiſche Lehrer zwecks 
Erteilung des Religionsunterrichts angeſtellt 
werden. Das Geſetz geſtattet, daß nach den bis 
jetzt beſtehenden Beſtimmungen dieſe Lehrer an⸗ 
derweit beſchäftigt werden. Das heißt, daß ſie 
weder ein Klaſſenordinariat erhalten,“) noch in 
den Geſinnungsfächern unterrichten dürfen und 
daß ſie keinerlei Anrecht auf Berück⸗ 
ſichtigung bei der Befolgung ihrer 
religiöſen Vorſchriften haben. Hält 
der Verband d. D. J. wirklich di 
Anſtellung ſolcher Lehrer zweiten 
Ranges für erſtrebenswert, denen es 
auf Grund einer durch das Geſetz ſank⸗ 


* Trifft allerdings nicht zu. S. Quehl „Verord⸗ 
Ag betr. das Volksſchulweſen im Rgbz. Caſſel“, 
. 152. 
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tionierten Miniſterialverfügung ge⸗ 
boten iſt, den Sabbat zu entweihend), 


Gegenüber den ſomit auch von dem Verbande 
naheſtehenden, aber ſachkundigeren Perſönlichkeiten 
anerkannten ſchweren Schäden, die die vom 
Verband immer noch für den Religionsunterricht 
erſtrebten Einrichtungen mit ſich brächten, können 
wir nicht entſchieden genug erklären, daß dieſe 
Einrichtungen für die Erhaltung des Judentums 
die denkbar ſchlechteſten wären. Wenn Herr 
Makower glaubt, daß ſchon aus dem ſtändigen 
Rückgang der jüdiſchen Volksſchulen Preußens 
ſich die Berechtigung des von ihm verteidigten 
Vorgehens ergebe, und hinzufügt, daß die vom 
Verband vorgeſchlagene Regelung auch für die 
jüdiſchen Lehrer und Lehrerinnen von großer 
Tragweite ſei, ſo haben wir darauf zu erwidern: 
Selbſt wenn die jüdiſchen Volksſchulen, 
was glücklicherweiſe nicht zu befürchten iſt, in 
größter Zahl eingehen und ſchließlich nur noch 
private Volks⸗ und Religionsſchulen übrig blei⸗ 
ben würden, müßte die vom Verband erſtrebte 
Regelung ebenſo entſchieden wie jetzt von uns 
und allen denen, die ſich dagegen wehren, das 
überlieferte Judentum zugrunde gehen zu laſſen, 
abgelehnt werden. 


Uebrigens ſteht es dem Verbande ſchlecht zu 
Geſichte, wenn er ſich auf den ſtändigen Rück⸗ 
gang der jüdiſchen Volksſchulen beruft. Iſt es 
doch wahrlich zum allergrößten Teil die Schuld 
der „liberalen“ Juden und insbeſondere der Leitung 
des Verbandes, daß die Errichtung von jüdiſchen 
Volksſchulen nicht gefördert wird! Dies wird von 
dem Redakteur der „Blätter für Erziehung und 
Unterricht“ in dem ſchon erwähnten Artikel „Zur 
zweiten Tagung des Verbandes d. D. J.“ in 
entſchiedenſter Weiſe hervorgehoben. Er erklärt: 
„Die liberale deutſche Judenheit und mit ihr die 
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Leitung des Verbandes der deutſchen Juden 
befindet ſich in einem verhängnisvollen Irrtum.“ 
Sie glauben an die Simultanſchule, die aber in 
Wahrheit im deutſchen Reiche ſo gut wie nicht, 
in Preußen überhaupt nicht vorhanden ſei. Der 
Verfaſſer ſagt weiter: „Nie und nimmer ſind 
unſere jüdiſchen Kinder in dieſer Schule gleich⸗ 
berechtigt; nein, nur geduldet ſind ſie dort. 
Schlagt das neue preußiſche Schulunterhaltungs⸗ 
geſetz auf und alles, was dieſes Geſetz zum 
Schutze der jüdiſchen Kinder enthält, drängt ſich 
in die wenigen Worte zuſammen, daß keinem 
Kinde ſeiner Konfeſſion wegen die Aufnahme in 
die öffentliche Volksſchule ſeines Wohnortes ver⸗ 
jagt werden darf. (8 37 des Geſetzes). Schlagt 
die deutſchen Leſebücher, die Geſchichtsbücher, die 
Liederſammlungen eurer Kinder auf; ſeht ihre 
Aufſätze, ihre deutſchen Diktate nach, laßt euch 
von ihnen von den Schulfeiern, auch von denen, 
die nur einen nationalen Charakter tragen ſollen, 
erzählen und gebt dann ehrliche Antwort auf die 
Frage, ob eure Kinder wirklich gleichberechtigte 
Kinder einer Allgemeinſchule ſind, auf deren 
religiöſes Denken und Empfinden auch nur die 
geringſte Rückſicht genommen wird! Erſtreben 
wir unſere Gleichberechtigung — und 
dieſes iſt doch die vornehmſte Aufgabe des Ver⸗ 
bandes d. D. J. — ſo müſſen wir überall 
genau ſo wie die proteſtantiſchen und 
katholiſchen Minderheiten in gegebenen 
Fällen es tun, neben der chriſtlichen die jü⸗ 
diſche Volksſchule fordern. Der Verband 
der Deutſchen Juden hätte ſofort nach der Ver⸗ 
öffentlichung des neuen Geſetzes an alle preußiſchen 
Gemeinden die Aufforderung ergehen laſſen 
müſſen: Gründet jüdiſche Volksſchulen! Er hätte 
bei der Erreichung dieſes Zieles den Gemeinden 
mit Rat und Tat zur Seite ſtehen müſſen; 
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ftatt deſſen hat er in aller Eile den 
Gemeinden Winke für die Auflöſung 
ihrer Schulen gegeben.“ 


Anſtatt die Richtigkeit der zwingenden Mo⸗ 
mente, die Herr Steinhardt hier vorbringt, an⸗ 
zuerkennen und mit aller Kraft, mit ſeinem 
anzen Einfluß für die Begründung jüdiſcher 
Volksschulen einzutreten und ſo der deutſchen 
ae ihre Selbſtändigkeit und die ſonſt vom 

erband ſo vielgeprieſene Gleichberechtigung in 
ihrem richtigen Sinne zu erobern, der jüdiſchen 
Jugend mit der Wahrung der Grundlagen ihres 
Judentums zugleich die Selbſtachtung und endlich 
den jüdiſchen Lehrern ein mächtig erweitertes 
Gebiet ſelbſtändiger und befriedigender Berufs⸗ 
ſtellungen zu ſchaffen, anſtatt ſich dieſer dank⸗ 
baren und den ſchönſten Erfolg verſprechenden 
Aufgabe mit hingebendem Eifer zu unterziehen, 
dreht der Verband d. D. J. den Spieß um und 
ruft, nachdem er in ſeinen Leitſätzen mit allem 
Eifer überallhin die Ratſchläge zur Auflöſung 
der beſtehenden Schulen erteilt hat: Seht, wie 
die jüdiſchen Volksſchulen immer mehr zurück⸗ 
gehen; alſo treffet die Einrichtung, eure Kinder 
in die chriſtlichen Schulen zu ſchicken! Wahrlich, 
darin muß Herrn Steinhardt Recht gegeben wer⸗ 
den, daß er ſagt: „Wir haben die Leitung des 
Verbandes d. D. J. in der Verteidigung eines 
Fi a wertvollſten Güter ſchwach gefunden und 
finden ſie noch ſchwach darin: In der Verteidi⸗ 
gung der jüdiſchen Volksſchule.““) 


*) Auf dem Gemeindeverbandstag des Deutſch⸗ 
Ssraelitiichen Gemeindebunds vom 22. Juni ds. Js. 
wurden in betreff der jüdiſchen Volksſchulen Be⸗ 
chlüſie gefaht, die ſelbſt in dem Gemeindebund durch⸗ 
aus freundlich geſinnten Kreiſen tiefe Entrüſtung her⸗ 
vorgerufen haben. Hinſichtlich der vorhandenen 
jüdiſchen Volksſchulen wurde die einen weiten Spiel⸗ 
raum laſſende Einſchränkung beſchloſſen, daß nur die 
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Nun zu einigen Vorwürfen, die Herr Ma⸗ 
kower gegen mich in formaler Hinſicht erhebt. 

Was zunächſt die Ausſtellung betrifft, mein 
Buch enthalte zahlreiche Wiederholungen, ſo iſt 
in Wirklichkeit hieraus ein Tadel nicht zu be⸗ 
gründen. Denn wo es ſich, wie in meinem 
Buche, darum handelt, an der Hand von ver⸗ 
ſchiedenen Vorkommniſſen und Aeußerungen be⸗ 
ſtimmte Grundprinzipien zu betrachten, iſt es 
unvermeidlich, daß dieſe letzteren immer wieder 
zum Ausdruck gebracht werden. 

Die fernere Behauptung, in den Einzelheiten 


„lebensfähigen“ unter ihnen erhalten werden 
ſollen. Die Einrichtung neuer jüdiſcher Volksſchulen 
ſoll davon abhängig gemacht werden, ob ſie durch 
„die am er ee und bei der Ein⸗ 
richtung in Betracht kommenden Ver⸗ 
hältniſſe begründet und deshalb not⸗ 
wendig erſcheinen.“ „Neue jüdiſche 
Volksſchulen ſollen in größeren Ge⸗ 
meinden nicht errichtet werden; viel⸗ 
mehr iſt die Anſtellung jüdiſcher Lehrkräfte und die 
Einrichtung jüdiſchen Religionsunterrichts in der all⸗ 
gemeinen Volksſchule mit allem Nachdruck zu betrei⸗ 
ben.“ Herr Steinhardt ſagt zu dem letzteren Be⸗ 
ſchluß in Nr. 29 des Hamburger Israelitiſchen Fa⸗ 
milienblattes: ae Theſe, daß in den Großſtädten 
keine jüdiſchen Volksſchulen errichtet werden ſollen, 
bläſt, wenn ſie in die Tat wire wird, dieſer 
Inſtitution das Lebenslicht aus; denn die 
kleinen und mittleren Gemeinden haben kaum noch 
eine Gegenwart, geſchweige denn eine Zukunft.“ Und 
in einem ſpäteren Artikel in den Blättern 1. E. 
u. U. wiederholt Herr Steinhardt dieſes Urteil. Das 
damit gekennzeichnete Verhalten des Gemeinde⸗ 
bundes, deſſen leitende Kreiſe bekanntlich in viel⸗ 
facher Perſonalunion mit der Führung des Verba n⸗ 
des der Deutſchen Juden ſtehen, muß als die 
unmittelbare Fortſetzung und Konſequenz der Schul⸗ 
politik betrachtet werden, die der Verband der Deut⸗ 
chen Juden bei der Schaffung des Volksſchulunter⸗ 

altungsgeſetzes und der Herausgabe ſeiner Leitſätze 
getrieben hat. So ſind dieſe neueſten Vorgänge eine 
vorzügliche Illuſtration zu unſeren obigen Aus⸗ 
führungen. f 
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der Beweisführung fänden ſich mehrfach recht⸗ 
liche Irrtümer, iſt durch obige Replik hinreichend 
widerlegt. 

Der gegneriſche Standpunkt werde, ſo 
ſagt Herr Makower, in meinem Buche nicht 
immer genau wiedergegeben, und führt hierfür 
wei Belege an. Der erſte lautet (K.⸗Bl. S. 2 
Anmerk.): „Auf der erſten Seite ſeines Buches 
ſchreibt Kahn: „Der Verband wünſcht nämlich 
in ſeiner ausführlichen Denkſchrift vom 7. Ja⸗ 
nuar 1906 in dieſer Beziehung weiter nichts, als 
daß die Auflöſung vorhandener Volksſchulen 
auf Antrag des Schulverbandes durch den Un⸗ 
terrichtsminiſter erfolgt.“ „Durch das kleine 
Mittel des Geſperrtdruckens des Wortes „Auf- 
löſung“ und durch Verſchweigung des Um⸗ 
ſtandes, daß nach dem Entwurf die Auf⸗ 
löſung auch einſeitig durch den Unterrichts⸗ 
miniſter ohne Antrag des Schulverbandes er⸗ 
folgen konnte, ruft hier Cahn bei dem unbe⸗ 
fangenen Leſer eine Vorſtellung von dem Ver⸗ 
halten des Verbandes hervor, welche der richtigen 
gerade entgegengeſetzt iſt.“ 

Hiergegen bemerke ich: Auflöſung habe ich in 
Sperrdruck geſetzt, weil der Verband, der etwas 
im Intereſſe der Volksſchulen getan haben will, 
wie oben eingehend nachgewieſen iſt, nichts Po⸗ 
ſitives zur Erhaltung derſelben getan hat. 
Die Verſchweigung, die Herr Makower mir zur 
Laſt legt, iſt nicht vorhanden, da ich jenes Ver⸗ 
fügungsrecht des Miniſters S. 6 ausdrücklich 
behandelt habe. 

Der zweite Beleg des Herrn Makower lautet: 
„Auf S. 17 druckt Herr Cahn aus dem früheren, 
für den Verband erſtatteten Bericht ab: „Zu 
§ 24 des Geſetzes ſtellte der Abg. Caſſel den in 
der Anlage 19 abgedruckten Antrag, der in 
weſentlichen — nicht in allen — Punkten den 
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Anträgen des Verbandes der Deutſchen Juden 
entſprach.“ Er fährt fort: „Dieſer Antrag Caſſel 
beginnt mit den Worten“ und druckt dann von 
den 9 Abſätzen des Antrags Caſſel nur den erſten 
Satz des erſten Abſatzes, obwohl er weiß, daß 
gerade dieſer Satz in vollem Gegenſatz zu 
den Anträgen des Verbandes ſtand.“ Hierauf 
ſei bemerkt, daß ich von dem Antrag Caſſel nur 
die Worte abdruckte, womit er beginnt, weil es 
für das, was ich als die Stellungnahme des 
Verbandes d. D. J. zu der jüdiſchen Volksſchule 
nachweiſen will, gerade auf den erſten Satz der 
Caſſelſchen Anträge ankommt. Caſſel hatte, nach⸗ 
dem die Forterhaltung der jüdiſchen Volksſchulen 
durch die Beſchlüſſe der Kommiſſion geſichert war, 
durch jenen Satz ſeines Antrags das Schickſal der⸗ 
ſelben wieder in das Belieben der Schulverbände ge⸗ 
ſtellt. Ich bemerkte hierzu (S. 17), das Vor⸗ 
ehen Caſſels, der aus der Abſicht, die jüdiſchen 

olksſchulen verſchwinden zu laſſen, kein Hehl 
mache, habe immerhin den Vorzug der Offenheit, 
woran ich folgende Bemerkung anſchloß: „Was 
ſoll man aber von dem „Verband der Deutſchen 
Juden“ ſagen, der ſich doch als Vertreter der 
Geſamtjudenheit Deutſchlands hinſtellt und von 
dem unbegründeten Mißtrauen in ſeine Unpar⸗ 
teilichkeit ſpricht (Bericht S. 23), und der an 
jenem von Caſſel unternommenen Verſuche, der 
jüdiſchen Volksſchule die mühevoll gewonnene 
Aus ſicht auf Weiterbeſtand wieder zu entziehen, 
ohne ein Wort der Mißbilligung ſolchen Verrats 
vorbeigeht? Wir fragen jeden Unbefangenen: 
Iſt der Verband noch berechtigt, zu behaupten, 
er habe verſucht, die Intereſſen desjenigen Teils 
der jüdiſchen Bevölkerung wahrzunehmen, der 
an konfeſſionell⸗jüdiſchen Schulen feſtzuhalten 
wünſcht?“ Wieſo iſt nun hierin eine ungenaue 
Wiedergabe des Verbandsſtandpunktes enthalten? 
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Wäre es übrigens wahr, was Herr Makower 
behauptet, daß „gerade dieſer Satz Caſſels in 
vollem Gegenſatz zu den Anträgen des Ver⸗ 
bandes“ ſtand, ſo hätte der Verband doch wohl 
ein Wort der Abwehr gegen dieſen Antrag 
Caſſels, der den jüdiſchen Volksſchulen den Ver⸗ 
nichtungsſchlag androhte, übrig haben müſſen. 
Daß von einem vollen Gegenſatz, wie überhaupt 
von einem Gegenſatz, in dem der Verband d. D. 
J. gegen jenen Antrag Caſſels ſich befunden 
hätte, nicht die Rede ſein kann, iſt zur Genüge 
dargelegt. 

Wer ohne Voreingenommenheit mein Buch 
lieſt, wird ſehen, daß es, entgegen den 
herabſetzenden Bemerkungen des Herrn Makower, 
der Darſtellung nirgends an Klarheit fehlt, daß 
die den Beſprechungen zugrunde liegenden Stellen 
aus Eingaben und ſonſtigen Urkunden ſtets genau 
und unverkürzt wiedergegeben ſind, ſodaß eine 
Nachprüfung der Einzelheiten keine Schwierig⸗ 
keiten bieten kann. 


Herr Makower dürfte ſeine wiederholte Be⸗ 
hauptung, daß die in meinem Buche an dem Vor⸗ 
gehen des V. d. D. J. geübte Kritik auf miß⸗ 
verſtändlicher Auffaſſung des Textes des Geſetz⸗ 
entwurfs und der vom Verband geſtellten oder 
veranlaßten Anträge beruhe, nach den Klarſtel⸗ 
lungen in der vorliegenden Arbeit kaum aufrecht 
zu erhalten verſuchen. 


Herr Makower glaubt mich ferner der man⸗ 
gelnden Folgerichtigkeit meiner Beweisführung 
zeihen zu ſollen, indem er darauf hinweiſt, daß 
ich einerſeits den Verbandsantrag dritter Leſung 
für verhängnisvoll erklärt und andererſeits be⸗ 
hauptet habe, der durch den Antrag Marx zweiter 
Leſung (mit dem jetzigen Geſetz faſt ganz über⸗ 
einſtimmend) herbeigeführte Rechtszuſtand ſtimme 
im weſentlichen mit dem Verbandsantrag überein, 
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das heiße: jener uns ſchädlich erſcheinende Antrag 
ſei gar nichts weſentlich anderes als das, was 
wir mit dem jetzigen Geſetz erreicht hätten. Die 
Sache liegt aber ſo, daß jener Verbandsantrag, 
wie oben ausgeführt, an dem früheren, auch 
heute geltenden Rechtszuſtande zwar nichts ge⸗ 
ändert hätte, aber dadurch für uns unannehmbar 
war, daß er die Anpreiſung eines Verhältniſſes 
enthielt, das für uns mit den oben dargeſtellten 
ſchweren Bedenken verbunden war. Ueber das Nähere 
ſiehe die Ausführungen meines Buches (S. 86ff.). 
Weiterhin bemerke ich, daß die in meinem Buche 
(S. 105 u. 111) enthaltene Löſung des ſchein⸗ 
baren Widerſpruchs in den Worten des Abge⸗ 
ordneten Marx, der den Unterſchied zwiſchen 
zwei Anträgen einmal einen redaktionellen und 
ſpäter einen materiellen genannt hat, von Herrn 
Makower nicht dadurch entkräftet iſt, daß er 
he Ned vergnüglichen Verſuch zu nennen 
eliebt. 


Herr Makower findet auch in dem Urteil, 
das ich in ſubjektiver Beziehung über den Ver⸗ 
band abgebe, einen Widerſpruch. Ich hätte, ſagt 
er, einerſeits erklärt, „daß die Verbandsführer 
in beſtem Glauben alſo vorgegangen ſind“ (S. 115 
meines Buches) und: „offenbar lag es den Ver⸗ 
tretern des Verbandes im allgemeinen ferne, das 
orthodoxe Judentum durch ihre vorliegende 
Tätigkeit verletzen zu wollen“ (S. 104 dortſ.), 
andererſeits jedoch am Schluſſe meines „einlei- 
tenden Kapitels“ („alſo an einer hervorragenden 
Stelle“ meines Buches) einen Vergleich gebracht, 
der den Verband der Treuloſigkeit, der perfiden 
Geſinnung zeihe. Wenn mit dem Ausdruck 
„ſeines einleitenden Kapitels“ die Meinung er⸗ 
weckt werden ſoll, als ſei das letztere Urteil als das 
generelle aufzufaſſen, wodurch dann der Vorwurf 
des Widerſpruchs begründet erſcheinen würde, ſo 
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bemerke ich zunächſt, daß mein Buch kein ein⸗ 
leitendes Kapitel hat, ſondern in dem erſten 
Kapitel, um das es ſich hier handelt, ſofort 
medias in res eintritt und ſich darin lediglich mit 
einer der Hauptfragen, nämlich der Volksſchul⸗ 
angelegenheit, beſchäftigt. Von einem Wider⸗ 
ſpruch kann in Wahrheit nicht die Rede ſein, da 
ſich die beiden verſchiedenartigen Urteile auf 
verſchiedenartige Gebiete beziehen. Das erſt⸗ 
erwähnte betrifft das Vorgehen des Verbandes 
in der Frage des Religionsunterrichts. Hierin 
iſt ſein guter Glaube nicht anzuzweifeln, da er 
bei ſeiner Bemühung um die möglichſte Förde⸗ 
rung der vielbeſprochenen Einrichtung keine Un⸗ 
klarheit über ſein Wollen ließ. Dagegen beſpricht 
das letzterwähnte Urteil (S. 34) das Vorgehen 
des Verbandes in Sachen der jüdiſchen Volks⸗ 
ſchule. Hier ſetzt mein Vorwurf ein. Nach 
allem, was er in dieſer Sache getan oder, rich⸗ 
tiger, nicht getan hat, hat er zum mindeſten nicht 
das Intereſſe betätigt, das erforderlich war, um 
die Forterhaltung der jüdiſchen Volksſchulen zu 
ſichern. Es wäre aber dann ſeine Pflicht geweſen, 
dieſe Geſinnung der Oeffentlichkeit nicht vorzu⸗ 
enthalten und mindeſtens ſeinen Standpunkt alſo 
klarzulegen, wie er es in ſeinem, nach der Schaf⸗ 
fung des Geſetzes erſchienenen Bericht getan hat, 
indem er ſagt, daß er auch die Intereſſen der 
Gegner der konfeſſionellen Volksſchule habe be⸗ 
rückſichtigen müſſen. Er wäre um ſo mehr ver⸗ 
pflichtet geweſen, dieſe ſeine im Bericht einge- 
ſtandene Geſinnung ſchon in ſeiner Denkſchrift an 
das Abgeordnetenhaus auszuſprechen, weil er ſich 
ſagen mußte, daß die eine Volksſchule beſitzenden 
Gemeinden, deren Zuſtimmung zu der Denkſchrift 
er ja auch verlangte, größtenteils außerſtande ſein 
würden, jene in der Denkſchrift liegende Tendenz 
aus dem mit juriſtiſcher Akribie ausgearbeiteten 
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Gefüge dieſes Opus zu erkennen, daß aber er- 
fahrungsgemäß alle eine Volksſchule beſitzenden 
Gemeinden dieſelbe unter allen Umſtänden be⸗ 
halten wollen, alſo darauf vertrauten, daß der 
Verband, der ſich ihnen als Vertreter anbot, das 
ihm übertragene Mandat auch tatſächlich mit 
allem Nachdruck ausführen würde. Dieſe Ge⸗ 
meinden hätten ſicherlich nicht der Denkſchrift ihre 
Zuſtimmung erteilt, wenn der Verband ihnen 
von vornherein unverhohlen geſagt hätte, daß 
er auch die Intereſſen der Gegner der jüdiſchen 
Volksſchule vertreten werde. Indem er dies 
nicht ausſprach, hat er ſich ſelbſt das Urteil ge⸗ 
ſprochen. 


Wenn Herr Makower mir vorwirft, ich hätte, 
um ein Parteiintereſſe zu fördern, mich mit dem 
gemeinſamen Gegner verbündet und die Inter⸗ 
eſſen der Geſamtheit preisgegeben, ſo kann ich 
nach allen obigen Darlegungen ſowohl dieſen 
Vorwurf als auch den daran geknüpften Ver⸗ 
gleich mit polniſchen oder perſicchen Zuſtänden 
getroſt auf ſich beruhen laſſen. Wer hierüber 
noch Näheres erfahren will, der mag in meinem 
Buche S. 113 ff. nachleſen, wo er ſich auch 
überzeugen kann, daß mir die Sache viel zu 
ernſt iſt, um den Verband wegen ſeines Miß⸗ 
erfolges, wie Herr Makower es mir vorwirft, zu 
höhnen. 

Die Bemerkung, die Herr Makower ſchließlich 
über die ſehr verſchiedenen Glaubensmeinungen 
unter den Juden macht, daß dies nämlich „nicht 
nur die zwei, die Cahn willkürlich herausgreift, 
ſondern ungezählte, in langſamer Abſtufung“ 
ſeien, gibt uns Veranlaſſung, aufs neue darauf 
hinzuweiſen, daß es ſich, den Prinzipien nach, in 
Wahrheit nur um die beiden Auffaſſungen han⸗ 
delt: die geſetzestreue, die die Thorah als Gottes⸗ 
wort anerkennt und die ihr entgegengeſetzte, ſich 
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liberal nennende, die ſie als ſolches verleugnet. 
An alle Vorgänge und Aeußerungen des öffent⸗ 
lichen jüdiſchen Lebens kann, um ihren Wert 
und ihre Wirkung einzuſchätzen, kein anderer⸗ 
Maßſtab, als der der Anerkennung oder Ver 
neinung der Thorah als des göttlichen Buches 
angelegt werden. Wenn daher Makower (K.⸗Bl. 
S. 16) jagt: „gegenüber dieſem Kampf ((der 
Abwehr der Angriffe gegen das Judentum) 
ſchrumpfen die inneren Unterſchiede . zu⸗ 
ſammen,“ ſo müſſen wir demgegenüber mit allem 
Nachdruck hervorheben, daß die Bekenner 
des überlieferten Judentums, ſo ſehr 
ſie das hohe Gut der Gleichſtellung mit 
allen Staatsbürgern erſtreben, hierin 
unter keinen Umſtänden das höchſte 
Ziel ihres Lebens erblicken. Dieſes 
liegt vielmehr in der Reinerhaltung 
ihrer im Gottesgeſetz begründeten 
Lebensauffaſſung. Wo dieſe für die Er⸗ 
langung politiſcher Gleichſtellung als Kauſpreis 
gefordert wird, da wollen wir an der letzteren 
keinen Anteil haben. 


Die Vertreter des Verbandes können oder 
wollen ſich in den vollen Ernſt dieſes Stand⸗ 
3 nicht hineinverſetzen. Unter der Parole 
es gemeinſamen Kampfes aller, die ſich Juden 
nennen, gegen den gemeinſamen Feind, glauben 
ſie, den vitalen Gegenſatz zwiſchen ihrem 
Standpunkt und dem unſrigen unbeachtet laſſen 
zu dürfen. Das haben ſie bei ihrem Vorgehen in 
Sachen des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes gezeigt, 
das zeigt ſich auch unzweifelhaft wieder in der 
vorſtehenden Arbeit des Herrn Makower. In 
unleugbarer Deutlichkeit geht es auch aus dem 
Beſtreben nach der Schaffung einer Zwangs⸗ 
organiſation hervor. Glaubt Herr Makower 
wirklich, auch dafür die Zuſtimmung aller Mit⸗ 
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lieder des Verbandes, auch der „auf dem rechten 
lügel ſtehenden“ erlangen zu können? 

Und zum Schluſſe noch Eines. Glaubt Herr 
Makower, durch die herabſetzende Bezeichnung, 
die er den Vertretern des orthodoxen Judentums 
anhängt, indem er ſie „Separatiſten“ nennt, 
ſeinem an „die kleine Zahl der abſeits Stehen⸗ 
den“ gerichteten Appell den rechten Nachdruck 
zu geben? Wir gehen an dieſem Ausdruck, wie 
an den vom Verband beliebten gleichartigen Be⸗ 
zeichnungen der Bekenner des überlieferten Ju⸗ 
dentums als „Abgeſplitterte“ oder „Sekten“, 
ohne ſie weiterer Beachtung zu würdigen, vor⸗ 
über. Solche Zeichen unſchöner Geſinnung 
treffen nur diejenigen, von denen ſie ausgehen. 
Die mächtige Bewegung gegen die die Geſinnung 
jener Herren kennzeichnenden „Richtlinien“ hat 
die Tatſache vor aller Welt feſtgelegt, daß es 
nicht ein engumgrenzter Kreis iſt, der die Gött⸗ 
lichkeit unſerer Thorah zu ſeinem Panier er⸗ 
koren hat. 

Die Verhältniſſe werden nach rechts und nach 
links mit unentrinnbarer Macht zu derjenigen 
Ausgeſtaltung führen, die keinen Zweifel daran 
wird aufkommen laſſen, welche Auffaſſung in 
Wahrheit berechtigt iſt, ſich Judentum zu 
nennen. 
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